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VORWORT

1	 Siehe die Zahlen in: BKA 2016: 34.

Im Zuge des Angriffskriegs der Russischen Föderation auf 
die Ukraine ist die Diskussion um die Bedrohung durch 
den islamistischen Terrorismus zunächst zwar in den Hin-
tergrund getreten, aber keineswegs verschwunden. Sie 
prägt die deutsche Sicherheitspolitik nun schon seit über 
zwei Jahrzehnten. Insbesondere zwischen 2013 und 20151 
– und mit der Ausrufung des Kalifats durch den sogenann-
ten Islamischen Staats (IS) ab 2014 – gewann ein sehr spe-
zifisches Phänomen für die deutschen Sicherheitsbehörden 
an Bedeutung: die Ausreise deutscher Staatsbürger_innen, 
die sich einer terroristischen Vereinigung im Ausland an-
schlossen. Neben der Bekämpfung des IS, der spätestens in 
2019 militärisch fast vollständig besiegt wurde, rückte der 
Umgang mit Rückkehrenden aus dem ehemals vom IS kon-
trollierten Gebiet verstärkt ins Zentrum der Aufmerksam-
keit, insbesondere mit Blick auf deren Strafverfolgung.

Die Herausforderung, die sich hier für den deutschen 
Rechtsstaat stellte, ließ sich wie folgt beschreiben: „Es ver-
bietet sich, auf die zentrale Frage einer Strafbarkeit der Rück-
kehrer und Rückkehrerinnen (…) eine pauschale Antwort zu 
geben. (…) In jedem Einzelfall muss der strafrechtlich rele-
vante Sachverhalt mit all den damit verbundenen Schwierig-
keiten aufgeklärt und in einem etwaigen gerichtlichen Ver-
fahren das Maß der persönlichen Schuld geklärt werden. Eine 
solche Aufklärung stellt die gesamte Strafjustiz, zuvorderst 
die Staatsanwaltschaften und den GBA, sodann aber auch die 
Gerichte vor eine immense Herausforderung“ (Moldenhauer 
2018). Und die Herausforderung für den Rechtsstaat endet 
ja keineswegs mit der Verkündung des Urteils. Auch wenn 
der Gerichtsprozess und die Höhe der verhängten Strafen 
oftmals im Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit stehen, 
ist die Frage des anschließenden Strafvollzugs und der mit 
diesem verknüpften Rehabilitierung von verurteilten Straf-
täter_innen mindestens ebenso komplex und herausfor-
dernd.

Und gerade im Strafvollzug und bei der Rehabilitierung 
von Straftäter_innen kommt das Menschenbild des Grund-
gesetzes und des demokratischen Rechtsstaats besonders 
sichtbar zum Tragen. So geht es beim Strafvollzug zwar 
durchaus auch um den Schutz der Allgemeinheit vor weite-
ren Straftaten, sein Ziel ist aber insbesondere auch darauf 
auszurichten, die verurteilten Personen zu befähigen, künf-
tig straffrei in unserer Gesellschaft zu leben. Beide Anfor-
derungen – der Schutz der Gesellschaft vor künftigen Straf-
taten und die Rehabilitierung extremistischer Straftäter_in-
nen – sind in ihrer praktischen Umsetzung alles andere als 
trivial. Von den Einweise- und Diagnoseverfahren zu Be-
ginn der Untersuchungshaft, über Trauma- und Distanzie-
rungsarbeit während des Strafvollzugs bis zu Bewährungs-
aufsicht, Führungsaufsicht und Ausstiegsberatung nach der 
Entlassung aus dem Vollzug wirkt eine Vielzahl staatlicher 
und nichtstaatlicher Organisationen hieran mit. Ihre Erfah-

rungen im Umgang mit dem neuen Phänomen der Rück-
kehrenden stehen im Zentrum der vorliegenden Studie, die 
von Sofia Koller vom Counter Extremism Project erstellt 
wurde. 

Die Studie analysiert die Erfahrungen, die in diesem 
komplexen Feld bereits gesammelt wurden, und identifi-
ziert und strukturiert hierauf aufbauend zentrale Heraus-
forderungen. Sie trägt dabei ganz gezielt auch geschlechts-
spezifischen Unterschieden Rechnung, die für die Weiter-
entwicklung von Ansätzen und Programmen zur Rehabili-
tierung relevant sind. Vor dem Hintergrund der 
ausgewerteten Erfahrungen und im Lichte der herausgear-
beiteten Herausforderungen entwickelt die Autorin zwölf 
Handlungsempfehlungen, die dazu beitragen können, den 
Prozess der Rehabilitation von Rückkehrenden aus Syrien 
und dem Irak zu verbessern. Sie richten sich sowohl an po-
litische Entscheidungsträger_innen wie auch an das Netz-
werk behördlicher und zivilgesellschaftlicher Akteur_in-
nen, welches sich in diesem Bereich entwickelt hat. Wir 
danken Sofia Koller und dem Counter Extremism Project 
für die wertvolle Analyse.

Marius Müller-Hennig
Friedrich-Ebert-Stiftung
Abteilung Analyse, Planung und Beratung



VERURTEILT FÜR TERRORISTISCHE MITGLIEDSCHAFT IM AUSLAND – UND DANN?  JULI 2024  FES diskurs6

1 	  
ZUSAMMENFASSUNG  
UND EMPFEHLUNGEN

	ȣ 	Das Erstarken des sogenannten Islamischen Staats (IS) 
hat seit 2011 zur Ausreise von mehreren Zehntausen-
den Personen Richtung Syrien und Irak geführt, da
runter mindestens 1.150 Männer, Frauen und Minder-
jährige aus Deutschland. Mittlerweile sind mehr als 40 
Prozent der Ausgereisten nach Deutschland zurückge-
kehrt, teilweise freiwillig oder durch Rückholaktionen 
der Bundesregierung. Gleichzeitig befindet sich noch 
eine mittlere zweistellige Anzahl deutscher Staatsbür-
ger_innen bzw. Personen mit Deutschlandbezug in den 
kurdisch verwalteten Lagern und Gefängnissen in 
Nordostsyrien. Diese Entwicklungen führten zu einem 
Anstieg der Zahl verurteilter Straftäter_innen im Phä-
nomenbereich islamistischer Terrorismus und damit zu 
umfassenden Anpassungen auf Bundes- und Landes-
ebene. Darunter fallen u. a. Konzepte und Regelungen 
zum Umgang mit Extremismus, gezielte Aus- und Fort-
bildung von Fachkräften sowie verstärkte Zusammen-
arbeit mit zivilgesellschaftlichen und behördlichen 
Ausstiegsberatungen.

	ȣ 	Die Profile und Erfahrungen von Rückkehrenden aus 
Syrien und dem Irak stellen dabei die involvierten Ak-
teur_innen vor besondere Herausforderungen. Dazu 
gehört beispielsweise eine militärische Ausbildung und 
Beteiligung an Kampfhandlungen (vor allem Männer), 
Erfahrung im Umgang mit Kriegswaffen und Selbst-
mordgürteln (auch Frauen), psychische sowie physische 
Belastungen, u. a. durch den teilweise langjährigen Auf-
enthalt in einem Kriegsgebiet, sowie gleichzeitige Rück-
kehr von Kindern, die (zumindest teilweise) nach IS-
Ideologie sozialisiert wurden.

	ȣ 	Da die Ausreise- und Rückkehrwelle mittlerweile deut-
lich abgeflacht ist und viele Haftstrafen sowie Bewäh-
rungshilfe bzw. Führungsaufsichten für bereits verur-
teilte Rückkehrende in den kommenden Monaten und 
Jahren auslaufen, beschäftigt sich diese Publikation mit 
bisherigen Erkenntnissen in Bezug auf die Rehabilitie-
rung von Rückkehrenden. Die Autorin hat zu diesem 
Zweck insgesamt 22 Interviews mit unterschiedlichen 
behördlichen und zivilgesellschaftlichen Akteur_innen 
innerhalb und außerhalb des Justizvollzugs in Bayern, 
Berlin, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Hessen geführt und ausgewertet. 

	ȣ 	Zu den zentralen Herausforderungen im Umgang mit 
Rückkehrenden zählen die Bewertung und der Umgang 
mit Sicherheitsrisiken, vorgetäuschte Mitarbeit, Schwie-
rigkeiten bei der Tatverarbeitung, Probleme der psychi-
schen Gesundheit (z. B. Verarbeitung von Traumata), 
der Kontakt zu Kindern von Rückkehrenden, Über-
gangsmanagement sowie nach Haftentlassung die Ko-
ordination einer Vielzahl an verschiedenen behördli-
chen und zivilgesellschaftlichen Akteur_innen, gegen-
seitiges Misstrauen (vor allem zwischen Rückkehrenden 
und Vertreter_innen von Justiz und Sicherheitsbehör-
den) sowie (erlebte) Stigmatisierung als „Terrorist“ bzw. 
„Terroristin“ und „IS-Rückkehrer“ bzw. „-Rückkehre-
rin“. Im Umgang mit Rückkehrenden erschwert weiter-
hin die Dominanz von Sicherheits- und Sanktionsmaß-
nahmen die Rehabilitierung in und nach der Haft. Zwar 
wurde bisher nur in einzelnen Fällen von Rückfälligkeit 
berichtet, gleichzeitig betonen Interviewpartner_innen, 
dass sich der Erfolg einer sozialen Reintegration nach 
Haftentlassung erst langfristig einschätzen lässt und vor 
allem in Bezug auf Rückkehrerinnen noch wenig Erfah-
rungswerte bestehen.

	ȣ 	Während Konzepte und Ansätze der Rehabilitierung 
von Straftäter_innen nicht zwischen Männern und 
Frauen unterscheiden, zeigen sich wichtige geschlechts-
bezogene Unterschiede. Dazu gehört fehlende Erfah-
rung bei der Bewertung und im Umgang mit von Rück-
kehrerinnen ausgehenden Risiken, Schwierigkeiten bei 
der Tatverarbeitung von Rückkehrerinnen, die sich auf 
ihre Rolle als „bloße“ Hausfrau und Mutter beim IS be-
rufen, Aufarbeitung von Traumata, u. a. durch sexuali-
sierte Gewalt (teilweise wurden Gewalterfahrungen be-
reits vor der Ausreise gemacht) sowie die Gestaltung 
des Kontakts zu Kindern während und nach der Haft 
bzw. die Rolle als alleinerziehende Mutter von mehre-
ren Kindern.
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	ȣ 	Basierend auf diesen Erkenntnissen werden u. a. folgen-
de Empfehlungen formuliert, die auf bereits existieren-
der Forschung aufbauen: 

1.	 Ressortübergreifende Zusammenarbeit und Informa-
tionsaustausch weiter ausbauen und gesetzlich regeln

2.	 Vertrauensaufbau zwischen unterschiedlichen 
Akteur_innen fördern

3.	 Langfristige Finanzierung von zivilgesellschaftlichen 
Akteur_innen sichern

4.	 Ressortübergreifende Zusammenarbeit beim Über-
gangsmanagement stärken und Bewährungshilfe mit 
einem Resozialisierungsplan konzeptualisieren

5.	 Aus- und Fortbildungen zum Thema Extremismus 
fördern

6.	 Expertise zu psychischer Gesundheit in der Rehabili
tierungs- sowie Ausstiegsarbeit stärken

7.	 Rolle von Gender in Radikalisierungs- sowie Rehabi
litierungs- und Distanzierungsprozessen stärker be-
rücksichtigen

8.	 Langfristige Unterstützung von Kindern von Rück
kehrenden sowie betroffenen Familien sicherstellen

9.	 Evaluierung der Ansätze im Umgang mit Rückkeh
renden

10.	Außenkommunikation deutscher Ansätze stärken

11.	Förderung von Forschung zur Rolle von Gender bei 
Radikalisierungs- und Ausstiegsprozessen, Rehabili
tierung im Strafvollzug sowie zum Übergangsma
nagement und Bewährungshilfe bei extremistischen 
Straftäter_innen

12.	Rückholung deutscher Staatsbürger_innen aus Nord
ostsyrien

Eine ausführliche Erläuterung der einzelnen Empfehlun-
gen befindet sich am Ende der Publikation auf S. 28-31.
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2 	  
ANALYSE

2	 Für eine Übersicht über Rückholungen aufgeschlüsselt nach Ländern siehe: https://www.rightsandsecurity.org/action/resources/global-
repatriations-tracker (13.6.2024).

3	 Rückkehrende ist ein Arbeitsbegriff, der alle Personen umfasst, die aus Deutschland nach Syrien oder in den Irak ausgereist sowie nach 
einem Aufenthalt unterschiedlicher Länge wieder nach Deutschland zurückgekehrt sind. Da es sich in vielen Fällen um Personen handelt, 
die sich dem IS angeschlossen hatten und entsprechend verurteilt wurden, liegt der Fokus dieser Analyse auf dieser Untergruppe.

4   	 Für eine Übersicht der Verurteilungen von Rückkehrerinnen in Deutschland siehe Koller (2024a).
5  	 Erst seit 2019 melden die Bundesländer an das Bundesjustizministerium, wie viele islamistisch radikalisierte Inhaftierte sie in ihrem Justiz-

vollzug jeweils zum Juni jeden Jahres zählen (vgl. Deutscher Bundestag 2020).
6  	 Auskunft des Bundesjustizministeriums vom 25.4.2024.

2.1	KONTEXT

Das Erstarken des sogenannten Islamischen Staats (IS) in 
Syrien und dem Irak führte zu beispiellosen Ausreisebewe-
gungen von zehntausenden Personen aus vielen verschie-
denen Ländern. Allein aus Westeuropa begaben sich min-
destens 6.600 Männer, Frauen und Minderjährige Richtung 
Syrien und Irak (Cook/Vale 2019: 36). Insgesamt gehen 
deutsche Sicherheitsbehörden von 1.150 Personen aus, die 
seit 2011 nach Syrien und in den Irak ausgereist sind, da-
von waren 25 Prozent Frauen (Deutscher Bundestag 2024). 
Von etwa 65 Prozent der Ausreisenden ist bekannt, dass sie 
den IS, Al-Qaida oder andere terroristische Gruppierun-
gen unterstützt haben. Nach 2015 gab es wesentlich weni-
ger Ausreisen, und mittlerweile sind etwa 40 Prozent der 
Ausgereisten nach Deutschland zurückgekehrt, darunter 
mindestens 129 Frauen (Koller 2024a). Neben der selbst-
organisierten Rückkehr vor und während des Falls des so-
genannten Kalifats holte die Bundesregierung außerdem 
zwischen 2019 und 2023 insgesamt 108 Personen (80 Min-
derjährige, 27 Frauen und einen jungen männlichen Er-
wachsenen) nach Deutschland zurück.2

Die große Zahl an Ausreisenden, Rückkehrenden3, aber 
auch Personen, die Organisationen wie den IS von 
Deutschland aus unterstützten, führte zu einem deutlichen 
Anstieg an Verfahren und Verurteilungen im Phänomen-
bereich islamistischer Extremismus bzw. Terrorismus 
(Pelzer/Moeller 2020). Im Jahr 2021 hatte der Generalbun-
desanwalt (GBA) 243 Ermittlungsverfahren wegen Tatvor-
würfen nach § 129b StGB im Phänomenbereich politisch-
motivierte Kriminalität (PMK) religiöse Ideologie eingelei-
tet bzw. von den Generalstaatsanwaltschaften übernom-
men (Deutscher Bundestag 2023a: 15); im Jahr 2022 
wurden vom GBA 210 Ermittlungsverfahren sowie im Jahr 
2023 (bis zum 30.9.2023) 356 Ermittlungsverfahren mit 
Bezug zum islamistischen Terrorismus eingeleitet, davon 
die große Mehrheit für Mitgliedschaft oder Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung im Ausland (§§ 129a, 
129b StGB) (Deutscher Bundestag 2023b). Die Mehrheit 
solcher Ermittlungsverfahren wird allerdings eingestellt, 
beispielsweise kam es in den Jahren 2021 und 2022 insge-
samt nur in 21 Ermittlungsverfahren zur Anklage und ge-
gen 34 Angeklagte in 24 Gerichtsverfahren zu Verurteilun-

gen nach § 129b StGB (Deutscher Bundestag 2023a: 19). 
Während bei der juristischen Aufarbeitung der Straftaten 
von Rückkehrenden auch die Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat gemäß § 89a StGB bei der 
Anklage eine Rolle spielt, kommt es aufgrund der Schwie-
rigkeit, diese nachzuweisen, seltener zu entsprechenden 
Verurteilungen. Allerdings gibt es bisher keine Übersicht 
über die Verurteilungen männlicher und weiblicher Rück-
kehrenden.4 Laut einer Antwort der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage im Bundestag Mitte April 2024 wur-
den bisher 111 Rückkehrende verurteilt, u. a. für Vorberei-
tung einer schweren staatsgefährdenden Straftat nach 
§ 89a StGB oder Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung im Ausland nach §§ 129a, 129b StGB; 119 Er-
mittlungsverfahren sind noch anhängig und 122 Verfahren 
wurden vorläufig eingestellt (Deutscher Bundestag 2024).

Insgesamt war die Zahl inhaftierter islamistischer Ex
tremist_innen innerhalb des Justizvollzugs in Deutschland 
seit 2014 gestiegen. Noch im März 2020 meldete das Bun-
desjustizministerium (BMJ) auf eine Anfrage im Bundes-
tag, dass „die Zahl der verurteilten Straftäterinnen und 
Straftäter mit islamistischem Hintergrund [in Deutsch-
land] kontinuierlich“ zunehme:5 Stand Juni 2018 befanden 
sich im Phänomenbereich islamistisch motivierter Terro-
rismus 136 Personen in Haft (77 Untersuchungshäftlinge 
sowie 59 Strafgefangene). Zum Stichtag des 30.6.2023 be-
fanden sich laut BMJ indes nur noch 98 Personen wegen 
des Verdachts oder der Verurteilung in Zusammenhang 
mit islamistischem Terrorismus in Haft, „davon sind oder 
werden [im Jahr 2024] voraussichtlich 14 Personen entlas-
sen, in den nächsten zwei Jahren weitere 15 Personen“.6 
Während es keine offizielle Erhebung zur Anzahl der ex
tremistischen Straftäter_innen mit Syrien- bzw. Irakbezug 
gibt, scheint die Zahl extremistischer Straftäter_innen aus 
dem Phänomenbereich islamistischer Terrorismus somit 
mittlerweile rückläufig zu sein. Gleichzeitig ist das Thema 
Extremismus und Haft weiterhin von hoher Relevanz, 
nicht nur in Deutschland. Laut dem EU Terrorism Situa-
tion & Trend Report (TE-SAT) 2023 von Europol bereite 
„die Entlassung radikalisierter Personen aus den Gefäng-
nissen (…) den Mitgliedstaaten nach wie vor Sorge, da die-
se Personen außerhalb der Gefängnisse weiter missionie-
ren und an der Vorbereitung von Terroranschlägen betei-

https://www.rightsandsecurity.org/action/resources/global-repatriations-tracker
https://www.rightsandsecurity.org/action/resources/global-repatriations-tracker


FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG 9

ligt sein können“ (Europol 2023: 32; Übersetzung der Au-
torin). Im Oktober 2023 wurde beispielsweise der 
IS-Rückkehrer Tarik S. festgenommen, weil er einen An-
schlag geplant haben soll (Six-Sasmaz/Exner 2024). Der 
Deutsch-Ägypter war nach seiner Rückkehr aus Syrien zu 
fünf Jahren Haft verurteilt worden und galt nach seiner 
Entlassung eigentlich als deradikalisiert. Darüber hinaus 
stand Deutschland im Jahr 2023 mit 30 Verhaftungen im 
Zusammenhang mit „jihadistisch-terroristischen Strafta-
ten“ bereits an dritter Stelle nach Frankreich (93) und Spa-
nien (46) (TE-SAT 2023: 28). Die 2023 bzw. 2024 vorge-
nommenen Verhaftungen und Anklagen im Zusammen-
hang mit islamistischem Terrorismus, beispielsweise einer 
Gruppe von zentralasiatischen Staatsbürgern, die zur Pla-
nung von Anschlägen in Kontakt mit dem Ableger des Isla-
mischen Staates in Afghanistan (ISKP) gestanden haben 
sollen (GBA 2024), oder die Festnahme einer Gruppe von 
Minderjährigen, die vom IS inspiriert einen islamistisch 
motivierten Terroranschlag geplant haben sollen, bestäti-
gen dieses Lagebild (Tagesschau 2024).

Während in den ersten Jahren des „Kalifats“ männliche 
Ausreisende, Rückkehrer und in Deutschland gebliebene 
Unterstützer die Hauptsorge für Strafverfolgung und Si-
cherheitsbörden darstellten, stand seit dem territorialen 
und militärischen Zusammenbruch des IS in Irak und Sy-
rien in 2019 der Umgang mit zurückgeführten Frauen und 
Kindern vermehrt im Fokus. Stand Anfang 2024 ist davon 
auszugehen, dass die Mehrheit der Rückkehrenden bereits 
strafrechtlich verfolgt und verurteilt wurde bzw. entspre-
chende Ermittlungsverfahren eingestellt wurden und die 
„Welle“ somit deutlich abgeflacht ist. Außerdem gibt es 
laut Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage 
im Bundestag seit 2019 nur noch vereinzelt Ausreisen 
Richtung Syrien und Irak (Deutscher Bundestag 2024). 
Tatsächlich laufen viele Haftstrafen und Führungsaufsich-
ten in den kommenden Monaten und Jahren aus.7 Gleich-
zeitig befinden sich noch Männer, Frauen, und Minderjäh-
rige in Nordostsyrien, die in den kommenden Jahren nach 
Deutschland zurückkehren könnten (Koller et al. 2022). 
Schließlich stellen die Profile und Erfahrungen von Rück-
kehrenden aus Syrien und dem Irak die involvierten Ak-
teur_innen vor besondere Herausforderungen. Männliche 
Rückkehrer haben oft eine militärische Ausbildung durch-
laufen und waren teilweise an Kampfhandlungen beteiligt.8 
Auch Rückkehrerinnen können Erfahrung im Umgang mit 
Kriegswaffen und Selbstmordgürteln haben. Zu den psy-
chischen sowie physischen Belastungen durch den in vie-
len Fällen langjährigen Aufenthalt in einem Kriegsgebiet, 
mehreren Verlusterfahrungen (z. B. Tod der Ehemänner, 
Kinder, Freundinnen), dem Leben in einem totalitären Re-
gime können bei Frauen (sexuelle) Gewalterfahrungen in 
der Partnerschaft kommen. Zu der Komplexität der Fall-

7	 Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
8	 Siehe z. B. BKA, BfV und HKE (2016: 29–30) sowie Koller (2022: 7). 
9  	 Als Beispiele seien hier Pelzer/Moeller (2020), Röing (2021) und Neitzert et al. (2021) mit Fokus Nordrhein-Westfalen sowie mehrere Bei-

träge in Benz/Sotiriadis (2023) genannt.

konstellationen kommt, dass Frauen oft mit mehreren Kin-
dern zurückkehren, die (zumindest teilweise) im IS-Gebiet 
aufgewachsen sind bzw. nach IS-Ideologie sozialisiert wur-
den und somit besondere Belastungen aufweisen können. 
Schließlich kann es durch die große mediale Aufmerksam-
keit insgesamt sowie auf einzelne Rückkehrendefälle zu 
besonderen Schwierigkeiten bei der sozialen Reintegration 
kommen.

Aus diesem Anlass stellt sich die Frage, welche Er-
kenntnisse in Bezug auf die Rehabilitierung von Rückkeh-
renden aus Syrien und dem Irak existieren. Denn bisher ist 
das Feld der Forschungsarbeiten zum Thema Umgang mit 
Rückkehrenden im Justizvollzug überschaubar.9 Es exis-
tiert somit keine (neuere) systematische Aufarbeitung der 
Rehabilitierung von Rückkehrenden – vor allem auch 
Rückkehrerinnen – in Haft in Deutschland insgesamt. 
Während das Thema islamistischer Extremismus im Straf-
vollzug in den vergangenen Jahren zunehmend an Rele-
vanz verloren hat, wird die aktuelle sicherheitspolitische 
Lage in Bezug auf diesen Phänomenbereich – von Auswir-
kungen des Hamas-Angriffs auf Israel am 7.10.2023, dem 
Anschlag von ISKP-Anhängern in Moskau im März 2024 
bis zu diversen vereitelten Anschlagsversuchen in Paris im 
Vorfeld der Olympischen Spiele – wohl zu einem Neuer-
starken des politischen, medialen und gesellschaftlichen 
Interesses führen.

2.2	METHODIK

Die Ergebnisse der vorliegenden Publikation basieren zum 
einen auf einer Studie des International Centre for Coun-
ter-Terrorism (ICCT) in Den Haag, die den Umgang mit 
Straftäterinnen im Phänomenbereich islamistischer Extre-
mismus in Belgien, Deutschland, Frankreich und den Nie-
derlanden vergleicht und für die die Autorin das Deutsch-
land-Kapitel verfasst hat (Mehra et al. 2024a, Koller 
2024b). Zusätzlich hat die Autorin im Rahmen eines sepa-
raten Forschungsprojekts des Counter Extremism Projects 
(CEP) zur Strafverfolgung, Rehabilitierung und Reintegra-
tion von männlichen und weiblichen Rückkehrenden wei-
tere Interviews mit unterschiedlichen behördlichen und 
zivilgesellschaftlichen Akteur_innen innerhalb und außer-
halb des Justizvollzugs in Bayern, Berlin, Hamburg, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen und Hessen geführt. 
Dies sind die Bundesländer, in denen es jeweils eine hohe 
Anzahl an Rückkehrenden gab und die Rückkehrkoordina-
tionen eingesetzt haben (Deutscher Bundestag 2023c: 4). 
Die Interviewpartner_innen waren relevante Akteur_in-
nen, Praktiker_innen und andere Expert_innen aus den 
Bereichen Strafverfolgung, Gefängnisverwaltung, Rehabili-
tierung im Strafvollzug, Bewährungshilfe, Ausstiegsbera-
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tung sowie Rückkehrkoordination und Sicherheitsbehör-
de.10 Insgesamt hat die Autorin zwischen März 2023 und 
April 2024 für die vorliegende Publikation 22 semistruktu-
rierte Interviews geführt sowie vorhandene relevante For-
schungsliteratur ausgewertet, um die folgenden Leitfragen 
zu beantworten: 

1.	 Was sind bisherige Erfahrungen bei der Rehabilitierung 
und Reintegration von Rückkehrenden aus Syrien und 
dem Irak in Deutschland?

2.	 Welche Unterschiede existieren in Bezug auf die Reha-
bilitierung von männlichen und weiblichen Rückkeh-
renden bzw. extremistischen Straftäter_innen?

3.	 Welche Herausforderungen bzw. bewährte Praktiken 
existieren in den Bundesländern?

4.	 Was bedeuten diese Erkenntnisse für den Umgang mit 
möglichen zukünftigen Rückkehrenden bzw. extremis-
tischen Straftäter_innen?

5.	 Welche Forschungsbedarfe stellen sich mit Blick auf die 
Weiterentwicklung des Umgangs mit Rückkehrenden 
und extremistischen Straftäter_innen?
 

Während jedes Bundesland sowie jede Justizvollzugsanstalt 
(JVA) einen eigenen Kontext darstellen und aus diesem 
Grund eine Verallgemeinerung der Herausforderungen 
und Bedarfe nur eingeschränkt möglich ist, lassen sich 
doch Erkenntnisse ableiten, die für die Rehabilitierung von 
Rückkehrenden insgesamt relevant sind. Inhalte dieser Pu-
blikation sind der Umgang mit extremistischen Straftäter_
innen in Deutschland sowie ein Überblick über bisherige 
Erkenntnisse zum Umgang mit Rückkehrenden, darunter 
Risikobewertung bzw. -management, vorgetäuschte Mit-
arbeit, psychologische Bedarfe, Tatverarbeitung und Dis-
tanzierungsarbeit, der Umgang mit Kindern von Rückkeh-
renden, Übergangsmanagement, Bewährungshilfe und Re-
integration nach der Entlassung, Rückfälligkeit sowie ge-
schlechtsbezogene Faktoren bzw. Unterschiede. Basierend 
auf diesen Erkenntnissen und bisherigen Forschungsergeb-
nissen wurden schließlich Handlungsempfehlungen für 
Politik, Praxis und Forschung formuliert.

2.3	GRUNDLAGEN: UMGANG MIT EXTRE-
MISTISCHEN STRAFTÄTER_INNEN IN UND 
NACH DER HAFT

2.3.1	FÖDERALE STRUKTUR UND  
DEZENTRALE UNTERBRINGUNG
Die steigenden Fallzahlen im Phänomenbereich islamis-
tisch motivierter Extremismus bzw. Terrorismus führten in 

10  	Die Angaben zu den Interviewpartner_innen als Quellen wurden auf deren eigenen Wunsch in unterschiedlichem Maße anonymisiert.
11  	Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.

den vergangenen zehn Jahren zu wichtigen Anpassungen 
auf Bundes- und Länderebene. In Deutschland sind innere 
Sicherheit und Justiz Ländersache, das heißt, die 16 Bun-
desländer haben unterschiedliche Systeme, Programme 
und Projekte, tauschen sich aber untereinander sowie auf 
Bundesebene eng aus. Vor allem seit der Strategie der Bun-
desregierung zur Extremismusprävention und Demokra-
tieförderung 2016 wird dieser Austausch und die Arbeit 
mit extremistischen Straftäter_innen in und nach der Haft 
intensiviert (BMFSFJ 2016: 31). Zusätzlich haben die Bun-
desländer in den vergangenen zehn Jahren Bemühungen 
verstärkt, JVA-Angestellte im Umgang mit Extremismus 
und Radikalisierung fortzubilden, externe Akteur_innen 
mit besonderer Expertise einzubinden sowie den Aus-
tausch zu Herausforderungen und bewährten Praktiken zu 
fördern. 

Eine zentrale Herausforderung im Umgang mit extre-
mistischen Straftäter_innen ist die Bildung von extremisti-
schen Zellen während der Haftzeit bzw. die Radikalisie-
rung anderer Inhaftierter. Andere europäische Länder ha-
ben sich deshalb für die komplette Trennung extremisti-
scher Straftäter_innen von anderen Inhaftierten (z. B. 
Niederlande) oder eine Mischung mit separater Unterbrin-
gung in bestimmten Fällen (z. B. Frankreich) entschieden 
(Neumann/Basra 2020). In Deutschland hingegen werden 
extremistische Straftäter_innen dezentral in normalen 
Haftanstalten, die jedoch über besondere Sicherheitsberei-
che verfügen, untergebracht. Teilweise können die Inhaf-
tierten während der Untersuchungshaft voneinander ge-
trennt in separaten Einheiten untergebracht werden (Said 
2020). Die Justiz unterscheidet dabei grundsätzlich zwi-
schen Personen, die wegen einer terroristischen Straftat 
verurteilt wurden (Kategorie 1), und Personen, die wegen 
anderer Straftaten verurteilt wurden, aber als radikalisiert 
gelten (Kategorie 2). Rückkehrende fallen in der Regel un-
ter die erste Kategorie und kommen oft mit gerichtlichen 
Auflagen in Haft, das heißt besondere Sicherheitsmaßnah-
men bei Unterbringung und Transport sowie Kontaktbe-
schränkungen bzw. Überwachung der Kommunikation. 
Darüber hinaus kann die JVA gegebenenfalls weitere res-
triktive Maßnahmen anwenden, z. B. Verwehrung der Teil-
nahme an Gruppenangeboten oder Gebeten bis hin zur 
Isolierung. 

Die Entscheidung gegen separate Sonderbereiche für 
extremistische Straftäter_innen und für eine dezentrale 
Unterbringung mit einem Fokus auf individuellen Maß-
nahmen habe sich bewährt.11 Das mag auch daran liegen, 
dass eine gemeinsame Unterbringung von extremistischen 
Straftäter_innen und Personen, die für eine Radikalisie-
rung anfällig sind, zwar unbestritten Risiken mit sich 
bringt. Allerdings gelten – im Vergleich zu einigen anderen 
europäischen Ländern – Gefängnisse in Deutschland nicht 
per se als „Brutstätten“ für die Verbreitung von islamisti-
schem Gedankengut, das heißt, Radikalisierung in der JVA 
ist weiterhin eher eine „Randerscheinung“ (Yilmaz 2018: 



FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG 11

Abb. 1Phasen der Rehabilitierung von extremistischen Straftäter_innen

33). Zudem betonten mehrere Interviewpartner_innen, 
dass extremistische Straftäter_innen durch die gemeinsa-
me Unterbringung eher an eine „Normalität“ herangeführt 
werden könnten.12 Gleichzeitig darf nicht unterschätzt 
werden, dass trotzdem „bestimmte Begleitumstände einer 
Inhaftierung durchaus das Potenzial haben, eine extremis-
tische Radikalisierung verstärken zu können“ (Neitzert et 
al. 2021: 7). Generell ist das Hafterleben zwar eine 
„schmerzhafte, krisenhafte und existenzielle Erfahrung“, 
stellt aber auch eine wichtige Chance für Rehabilitierung 
und Distanzierung dar (Neuber 2022: 176; Hatton 2020). 
Die Rehabilitierung von Straftäter_innen in bzw. nach der 
Haft lässt sich in sieben Phasen aufteilen (siehe Abbildung 
1): Untersuchungshaft, Aufnahme in die Strafhaft, Verbü-
ßen der Strafe, Entlassungsvorbereitung, nach der Entlas-
sung, (soziale) Reintegration und Stabilisierung (Radicali-
sation Awareness Network/Violence Prevention Network 
2020: 24–25). Zentrales Ziel des Strafvollzugs ist dabei die 
Resozialisierung, das heißt, Gefängnisse haben den Auf-
trag, Maßnahmen zu ergreifen, die Inhaftierte nach ihrer 
Entlassung bei der Gestaltung eines straffreien Lebens un-

12  	Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.

terstützen (Hatton 2020: 37). Es ist hilfreich, sich diese 
verschiedenen Phasen sowie relevanten Akteur_innen zu 
vergegenwärtigen. 

2.3.2	REHABILITIERUNG IN HAFT
Personen, die terroristischer Straftaten verdächtigt oder 
beschuldigt werden, können ohne weitere Auflagen in Un-
tersuchungshaft genommen werden, sobald ein Haftbefehl 
eines Ermittlungsrichters vorliegt (§ 112, 3 StPO). Dort 
durchlaufen sie zunächst ein Einweisungs- und Diagnose-
verfahren durch die Aufnahme- oder Einweisungsabtei-
lung der JVA. Basis hierfür ist das Strafvollzugsgesetz 
(konkret § 152 StVollzG), das nach wie vor die Grundlage 
des deutschen Strafvollzugs bildet, aber seit der Föderalis-
musreform 2008 durch die Landesstrafvollzugsgesetze er-
setzt wurde, die den Strafvollzug in den Bundesländern 
regeln. Bei dieser Bewertung wird der Vollzugsplan erstellt, 
der z. B. die Unterbringung regelt sowie zum Ziel hat, früh-
zeitig potenzielle Stressfaktoren (z. B. Suizidgefährdung) 
zu erkennen und Bedürfnisse (z. B. psychologische Betreu-
ung) zu berücksichtigen (Pelzer/Moeller 2020: 13). Sobald 

Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Radicalisation Awareness Network/Violence Prevention Network 2020: 24–25.
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Phase Maßnahmen

Untersuchungshaft Einweisungs- und Diagnoseverfahren in der JVA zur Erstellung des Vollzugs-
plans, erste psychosoziale Unterstützung, evtl. erster Kontakt zu Ausstiegs-
beratung

Aufnahme in die Strafhaft Risikobewertung (intern und extern), Beginn von Rehabilitierungsmaßnah-
men (psychosoziale Unterstützung), inkl. Ausstiegsberatung

Verbüßen der Strafe regelmäßige Aktualisierung des Vollzugplans und Abstimmung der in-
volvierten Akteur_innen in Fallkonferenzen, evtl. Lockerungen bei positiver 
Sozialprognose

Entlassungsvorbereitung vorbereitende Maßnahmen für die Zeit nach der Haft, Abstimmung zwi-
schen JVA-internen und externen Akteur_innen (Bewährungshilfe, Sicher-
heitsbehörden, Beratungsstellen) in Fallkonferenzen

nach der Entlassung Unterstützung bei Wiederanpassungsprozessen durch Bewährungshilfe (bei 
vorzeitiger Entlassung) bzw. Führungsaufsicht (in der Regel bei vollständig 
verbüßten Haftstrafen von über zwei Jahren); Einhalten bestimmter Aufla-
gen und Weisungen, evtl. Übergabe an andere Ausstiegsberatung außer-
halb der JVA

(soziale) Reintegration Unterstützung beim Prozess der funktionalen (Arbeit, Wohnen, Kranken-
versicherung, Finanzen etc.) sowie sozialen (Freundschaften, Familie etc.) 
Integration in die Gesellschaft; erfolgt durch Bewährungshilfe (bis ca. fünf 
Jahre nach Haftentlassung) sowie Ausstiegsberatung und andere freie Trä-
ger (Arbeitsplatzsuche, Suchtberatung, Familienhilfe etc.) 

Stabilisierung Ziel ist die Unabhängigkeit von behördlichen oder zivilgesellschaftlichen 
Unterstützungsstrukturen; bei extremistischen Straftäter_innen Abwendung 
von extremistischen Strukturen sowie kognitive Distanzierung von extremis-
tischen Ideologien
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das Urteil rechtskräftig ist, erfolgt die Verlegung in die 
Strafhaft. Während dieser Zeit wird der Vollzugsplan regel-
mäßig aktualisiert. In Niedersachsen findet beispielsweise 
alle sechs Monate eine Vollzugsplankonferenz mit den 
Fachdiensten (zuständige_r Psychologe/Psychologin, Sta-
tionsleiter_in, Abteilungsleiter_in, Anstaltsleitung, Sucht-
beratungsdienst, evtl. auch externe Träger) sowie dem In-
haftierten selbst statt, um nächste Schritte wie Fortschritte 
von Behandlungen, mögliche Lockerungen, Verlegung in 
den offenen Vollzug sowie besondere Wünsche des Inhaf-
tierten zu besprechen.13 In einigen Bundesländern ist die 
Liste der Teilnehmenden an diesen Konferenzen standardi-
siert, während andere je nach Einzelfall relevante Akteur_
innen involvieren (Pelzer/Moeller 2020: 22). Bei extremis-
tischen Straftäter_innen wird außerdem das Sicherheitsri-
siko sowohl JVA-intern als auch über externe Risikobewer-
tungsverfahren eingeschätzt. Beispielsweise gibt es im 
Berliner Justizvollzug selbst sowie in Hamburg und Nie-
dersachsen in der Landesjustizbehörde bzw. -ministerium 
entsprechend geschulte Mitarbeitende, die das Risikobe-
wertungsinstrument Violent Extremism Risk Assessment 2 
Revised (VERA-2R) anwenden können.14 Basierend auf 
dem individuellen Vollzugsplan umfassen Rehabilitie-
rungsmaßnahmen der JVA grundsätzlich Arbeits- bzw. 
Ausbildungsmaßnahmen, Angebote zum Erhalt physischer 
sowie psychischer Gesundheit sowie die systematische 
Vorbereitung auf die Entlassung (UNODC 2016).

Während grundsätzlich jeder bzw. jede Gefangene, der 
bzw. die zu einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung verurteilt 
wurde, nach Verbüßung von mindestens der Hälfte der 
Strafe entlassen werden kann (§ 57 StGB), ist eine Entlas-
sung nach der sogenannten Halbstrafe selten. Vorausset-
zung für eine vorzeitige Entlassung ist eine positive Sozial-
prognose, u. a. Sozialraumverhalten in der Haft, Distanzie-
rung von der Tat, Tateinsicht und geringes Rückfallpoten-
zial. Die JVA kann eine Empfehlung auf Entlassung 
vorlegen, die vom zuständigen Gericht geprüft und meis-
tens durch externe psychologische bzw. psychiatrische 
Gutachten ergänzt wird.15 Etwa ein Jahr bis ein paar Mona-
te vor dem Ende der Haftstrafe beginnt die Vorbereitung 
auf die Entlassung, das sogenannte Übergangsmanage-
ment. Dabei werden bei den entsprechenden Konferenzen 
auch JVA-externe Akteur_innen wie Bewährungshilfe, Si-
cherheitsbehörden und Beratungsstellen involviert, um 
eine „enge Abstimmung zwischen allen beteiligten Akteu-
ren“ zu unterstützen (Pelzer/Moeller 2020: 28). In Nord-
rhein-Westfalen hat die Bewährungshilfe beispielsweise 
über eine gemeinsame Software Zugriff auf elektronische 
Akten, damit zentrale Aspekte wie Wohnraum oder Versi-

13  	Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
14   VERA-2R wurde in den Niederlanden entwickelt und ist eines der bekanntesten bzw. meistgenutzten Risikobewertungsinstrumente im 

Bereich Extremismus; es ist ein sogenanntes „Structured Professional Judgement Tool“, bei dem speziell fortgebildete Expert_innen statisti-
sche sowie dynamische Faktoren einschätzen und strukturiert auswerten (siehe z. B. Berg 2019).

15   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
16   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
17   Eine Ausnahme gilt, wenn der bzw. die Gefangene nach Entlassung in den Maßregelvollzug verlegt wird. Führungsaufsicht kann auch von 

einem Gericht angeordnet werden, wenn es sich um eine_n rückfällige_n oder besonders belastete_n Täter_in handelt.
18   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.

cherung vor der Entlassung vorbereitet werden können 
(Neitzert et al. 2021: 25). Die „kritischste Phase“ stellen – 
ähnlich wie bei nichtextremistischen Straftäter_innen – die 
ersten Monate nach der Entlassung dar (Pelzer/Moeller 
2020: 28). Die soziale Reintegration entlassener extremisti-
scher Straftäter_innen sollte jedoch als langfristiger Pro-
zess verstanden werden, der viele Jahre in Anspruch neh-
men kann. Dabei unterstützen Bewährungshilfe und Füh-
rungsaufsicht sowie zivilgesellschaftliche oder staatliche 
Ausstiegsberatungen und weitere freie Träger, wie z. B. 
Suchtberatung und Familienhilfe.

2.3.3	BEWÄHRUNGSHILFE UND FÜHRUNGS
AUFSICHT
Die Bewährungshilfe greift, wenn Freiheitsstrafen von 
höchstens zwei Jahren vor Haftantritt zur Bewährung aus-
gesetzt wurden oder es nach Verbüßen der Halbstrafe oder 
zwei Dritteln der Strafe zur Aussetzung der Reststrafe zu 
Bewährung kommt (§ 56 StGB). Gerichtlich bestellte So-
zialarbeiter_innen – die Bewährungshelfer_innen – sorgen 
dafür, dass die auf Bewährung entlassenen Straftäter_in-
nen die gerichtlich angeordneten Auflagen wie z. B. Kon-
taktverbote einhalten, und unterstützen, in Abstimmung 
mit anderen Akteur_innen, die Entlassenen darin, ein 
straffreies Leben zu führen. Dafür werden tatbegünstigen-
de Faktoren wie z. B. Arbeitslosigkeit, Sucht, Wohnungslo-
sigkeit, Perspektivlosigkeit sowie protektive Faktoren wie 
Partnerschaft oder Therapie identifiziert und auf gemein-
sam festgelegte Ziele hingearbeitet sowie relevante Ange-
bote vermittelt.16

Werden Freiheitsstrafen von über zwei Jahren vollstän-
dig verbüßt, weil es keine positive Sozialprognose und so-
mit keine vorzeitige Entlassung gab, geht die Justiz von ei-
ner erhöhten Gefährdung aus und die Führungsaufsicht 
tritt ein (§ 68f StGB).17 Die Führungsaufsicht für entlasse-
ne extremistische Straftäter_innen gilt in der Regel über 
einen Zeitraum von fünf Jahren, in denen die Person be-
sonderen Auflagen und Weisungen nachkommen muss, 
das heißt Ausreiseverbote, Kontaktverbote, Meldepflichten 
(sie müssen sich beispielsweise einmal oder mehrfach wö-
chentlich bei der Polizeidienststelle melden), Verbotszo-
nen, Residenzpflicht (bei Ausländer_innen) sowie regel-
mäßige Meldungen bei der Bewährungshilfe. Bei extremis-
tischen Straftäter_innen gibt es außerdem Ansprechpart-
ner_innen bei den Staatsschutzabteilungen der Polizei.18 
Bei Verstoß gegen eine der Auflagen entscheidet ein Ge-
richt, ob eine erneute Anklage und Verurteilung angemes-
sen ist.
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2.3.4	DISTANZIERUNGSARBEIT
In Ergänzung zu den regulären Rehabilitierungsmaßnah-
men in bzw. Reintegrationsmaßnahmen nach der Haft gibt 
es für extremistische Straftäter_innen außerdem die Aus-
stiegsberatung (auch als Ausstiegsarbeit, Deradikalisie-
rungsberatung oder tertiäre Prävention bezeichnet, siehe 
Definitionen, Abbildung 3 auf S. 15): JVA-externe zivilge-
sellschaftliche oder behördliche Beratungsstellen kennen 
die besonderen Herausforderungen und Bedarfe dieser 
Zielgruppe und unterstützen sie bei der Loslösung von 
extremistischen Einstellungen und Akteur_innen. Konkret 
ist das Ziel einer einzelfallbezogenen Ausstiegsberatung 
ein Vertrauensverhältnis aufzubauen, die Unterstützung 
durch extremistische Akteur_innen zu verhindern und so-
mit extremistischen Straftäter_innen dabei zu helfen, ein 
selbstbestimmtes, straffreies Leben zu führen, bei der sie 
keine Gefahr für sich oder andere darstellen.19 Um dieses 
Ziel zu erreichen, fokussieren manche zivilgesellschaftliche 
Beratungsstellen auf eine verhaltensbezogene Distanzie-
rung, während andere – wie behördliche Ausstiegspro-
gramme – eine kognitive Deradikalisierung zum Ziel ha-
ben (Röing 2021: 33). Während die Haft eine Ausnahme-
situation und ein einschneidendes Erlebnis darstellt, sind 
die Gefangenen jedoch normalerweise nicht mehr dem 
Einfluss der extremistischen Szene ausgesetzt und die Kon-
taktaufnahme u. a. durch Ausstiegsberatungen ist verein-
facht (Hatton 2020: 17). Gleichzeitig müssen Ausstiegsbe-
ratungen für die Arbeit mit extremistischen Straftäter_in-
nen den Zugang zu jeder JVA beantragen sowie sich mit 
den Staatsanwaltschaften bzw. Gerichten abstimmen 
(Röing 2021: 27). Basierend auf den Gesprächen mit ihren 
Klient_innen erstellen Ausstiegsberatende auch Gutachten 
für die JVA sowie das Gericht (Röing 2021: 28).

Entweder vermittelt das Gefängnispersonal extremisti-
sche Straftäter_innen an entsprechende Angebote oder po-
tenzielle Klient_innen nehmen proaktiv Kontakt zu Bera-
tungsstellen auf, beispielsweise auf Empfehlung von 
Freund_innen oder Angehörigen. In einigen Bundeslän-
dern können Ausstiegsberatungen einzelnen Gefangenen 
auch bereits während der Untersuchungshaft ein Sondie-
rungsgespräch anbieten. Aber die meisten beginnen mit 
der eigentlichen Beratung während der Strafhaft und set-
zen sie oft auch nach der Entlassung fort. Unabhängig da-
von, ob die Beratungsstelle potenzielle Klient_innen auf-
sucht oder proaktiv kontaktiert wird, basiert in Deutsch-
land „der letztliche Beratungsprozess (…) auf Freiwillig-
keit und der (zumindest mittelfristigen) Herausbildung 
einer intrinsischen Motivation zur Selbstveränderung“ 
(Pelzer/Moeller 2020: 17). Gleichzeitig kann die Teilnahme 
an einer Ausstiegsberatung im Vollzugsplan von der JVA 
als Maßnahme sowie im Rahmen von Führungsaufsicht 
oder Bewährung vom Gericht als empfehlende Auflage 
festgelegt werden.20 Wenn eine Person also den/die Aus-

19   Experteninterviews am 15.3.2023 und 13.4.2023.
20   Ähnlich wie eine Therapie kann die Teilnahme an einer Ausstiegsberatung jedoch nicht erzwungen werden, das heißt, im schlimmsten Fall 

ist die Person zwar anwesend, aber (vorerst) nicht gesprächsbereit; Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der 
Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.

21   Interview mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 7.2.2024 sowie am 29.4.2024.

stiegsberater_in nicht sprechen möchte oder zwar trifft, 
sich jedoch auch nach mehreren Sitzungen nicht auf ein 
Gespräch einlässt, dann kann sich das negativ auf die So-
zialprognose auswirken und dazu führen, dass beispiels-
weise Lockerungen nicht genehmigt werden.

2.3.5	STRUKTUREN DER PRÄVENTIONSAR-
BEIT AUF BUNDES- UND LANDESEBENE 
Die Prävention von islamistischem Extremismus, ein-
schließlich der Ausstiegsarbeit, profitiert in Deutschland 
von jahrzehntelanger Erfahrung mit Rechts- und Linksex
tremismus. Gleichzeitig kritisierten mehrere interviewte 
Akteur_innen den „wilden Aktionismus“ nach 2015, bei 
dem durch neue Fördermöglichkeiten viele neue Präventi-
ons- und Ausstiegsberatungsangebote ins Leben gerufen 
wurden, ohne dass immer ausreichend Expertise vorhan-
den war.21 Nach übereinstimmender Aussage mehrerer In-
terviewpartner_innen habe sich die Szene jedoch mittler-
weile professionalisiert. Beispielsweise orientieren sich 
Ausstiegsberatende zivilgesellschaftlicher Beratungsstellen 
bei der Beratung von Angehörigen mittlerweile an Stan-
dards zur Beratung des sozialen Umfelds radikalisierter 
Personen (Violence Prevention Network 2020: 14). 

Auf Bundesebene zählen das BMFSFJ sowie das Bun-
desministerium des Innern und für Heimat (BMI) zu den 
wichtigsten Akteuren für Maßnahmen gegen unterschied-
liche Arten von Extremismus, da sie „einen bedeutenden 
Teil der Präventionsarbeit auf den Ebenen der Länder [fi-
nanzieren] sowie Kommunen und (…) als Impulsgeber 
[unterstützen]“ (Bundeszentrale für politische Bildung 
2020). Die verfügbaren Mittel des BMFSFJ-Programms 
„Demokratie Leben“ wurden von 40,5 Millionen Euro in 
2015 auf 182 Millionen Euro in 2023 erhöht, und in 2018 
wurde der Programmbereich „Prävention und Deradikali-
sierung in Haft und Bewährungshilfe“ ergänzt, um in je-
dem Bundesland ein Modelprojekt zu fördern, das an-
schließend von den Ländern weitergeführt werden kann 
(BMFSFJ 2023). Für das Jahr 2024 stehen weiterhin 182 
Millionen Euro für „Demokratie Leben“ zur Verfügung, 
und laut Bundesfamilienministerin Lisa Paus kann das 
BMFSFJ das Bundesprogramm „ohne jegliche finanziellen 
Abstriche fortführen“ (vgl. Bundeshaushalt 2024 sowie 
Bundesregierung 2024). Einer der Programmbereiche ist 
die Förderung der Landes-Demokratiezentren in den Bun-
desländern, die als Schnittstelle zwischen Verwaltung und 
Zivilgesellschaft sowie zwischen Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene dienen und in unterschiedlichen Res-
sorts (Justiz, Soziales, Inneres, Bildung etc.) angesiedelt 
sind (Bundeszentrale für politische Bildung 2020). Zusätz-
liche Förderung, u. a. für die Prävention und Deradikalisie-
rung im Strafvollzug und in der Bewährungshilfe sowie 
Evaluierung, Forschung und Vernetzung, war zwischen 
2017 und 2023 über das Nationale Präventionsprogramm 
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Abb. 2
Beratungsstellen-Netzwerk der BAMF 
Beratungsstelle „Radikalisierung“

gegen islamistischen Extremismus (NPP) verfügbar, das 
durch mehrere Ressorts koordiniert wurde (BMI 2017). 
Schließlich bietet seit 2012 die Beratungsstelle „Radikali-
sierung“ bei dem dem BMI nachgeordneten Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) Unterstützung für das 
soziale Umfeld von potenziell radikalisierten Personen. 
Wichtige zivilgesellschaftliche Akteur_innen auf Bundes-
ebene sind die Bundesarbeitsgemeinschaft religiös begrün-
deter Extremismus (BAG RelEx), das Präventionsnetzwerk 
gegen religiös begründeten Extremismus sowie das Kom-
petenz-Netzwerk „Islamistischer Extremismus“ (KN:IX), 

das seit 2020 zwei überregional aktive Träger (Violence 
Prevention Network gGmbH und Ufuq e. V.) und die BAG 
RelEx verbindet (Bundeszentrale für politische Bildung 
2020). In den vergangenen zehn Jahren hat sich die Aus-
stiegsarbeit in jedem Bundesland anders entwickelt und 
wird deshalb oft als „Flickenteppich“ bezeichnet. Seit der 
Gründung der BAMF-Beratungsstelle „Radikalisierung“ in 
2012 sind mehrere zivilgesellschaftliche und behördliche 
Ausstiegsberatungen für potenziell radikalisierte Personen 
und deren soziales Umfeld in einem Netzwerk organisiert 
(siehe Abbildung 2). Während die meisten Akteur_innen 

Quelle: von der Autorin aktualisierte Version der Grafik aus dem DGAP Policy Brief 9/2021 (siehe Koller, S. 2021c: 7)
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nur auf Landesebene aktiv sind, gibt es beispielsweise mit 
den Beratungsstellen Violence Prevention Network und dem 
Grünen Vogel e.V.22 auch bundesweite Angebote. Die zu-
nehmende Anzahl an relevanten Akteur_innen und poten-
ziellen Klient_innen hat dazu geführt, dass die am stärks-
ten betroffenen Bundesländer zwischen 2013 und 2016 be-
gonnen haben, eigene Kompetenzzentren, Netzwerke (ins-
besondere zwischen Sicherheitsbehörden und 
Zivilgesellschaft) und Programme aufzubauen (Bundes-
zentrale für politische Bildung 2020). So werden beispiels-
weise in Bayern relevante Fälle von Extremismus in Haft 
über das Landeskriminalamt (LKA) koordiniert und an 
externe Träger weitergegeben, während in Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen Ausstiegsprogramme direkt 
von der JVA eingebunden werden können; in Berlin wurde 
ein Trägerverbund geschaffen, um die Koordination der 
Justiz mit den unterschiedlichen Ausstiegsberatungen zu 
vereinfachen (siehe auch Pelzer/Moeller 2020: 10–11). 
Trotzdem bleibt die Zusammenarbeit dieser unterschied-
lichen Akteur_innen bei der Rehabilitierung von extremis-

22   Zum Namen „Grüner Vogel“: Nach einem überlieferten Ausspruch des islamischen Propheten Mohammed leben die Seelen von Märtyrern 
als grüne Vögel im Paradies (Buch 33, Hadith 181). Das Symbol wird für die Ideologie des gewaltorientierten Terrorismus missbraucht, des-
wegen möchte die Beratungsstelle Grüner Vogel ihm seine ursprüngliche religiöse Bedeutung wiedergeben.

23   Interview mit Mustafa Doymuș, Fachbereich Radikalisierungsprävention im Justizvollzug Nordrhein-Westfalen, am 7.6.2023.

tischen Straftäter_innen eine Herausforderung, u. a. in Be-
zug auf Rollen, Ziele und Informationsweitergabe (Koller 
2021b). Außerdem hat die Zusammenarbeit mit den jewei-
ligen Beratungsstellen jeweils Vor- und Nachteile: Wäh-
rend sich beispielsweise einige Klient_innen lieber zivilge-
sellschaftlichen Beratungsstellen anvertrauten, bevorzug-
ten JVAs sowie Sicherheitsbehörden teilweise behördliche 
Träger, u. a. weil deren Mitarbeitende oft bereits sicher-
heitsüberprüft sind (siehe auch Pelzer/Moeller 2020: 14 so-
wie Neitzert et al. 2021: 23). 

Mit der steigenden Zahl an Inhaftierten im Phänomen-
bereich islamistischer Extremismus haben mehrere Bun-
desländer die Aus- und Fortbildung von JVA-Mitarbeiten-
den angepasst, oft mit Unterstützung von spezialisierten 
Beratungsstellen. Beispielsweise bildet Nordrhein-West-
falen seit 2016 Integrations-, Präventions- und Extremis-
musbeauftragte in JVAs aus, und alle drei Gruppen wer-
den seit 2017 systematisch auf den Umgang mit Rückkeh-
renden vorbereitet.23 In Niedersachsen bildet das Violence 
Prevention Network seit 2016 in einer einjährigen Zusatz-

Abb. 3Begriffsdefinitionen

Quellen: Radicalisation Awareness Network/Violence Prevention Network 2020:16 und Counter Extremism Project 2024

REHABILITIERUNG
Ein Prozess, nach dessen Abschluss Menschen in einer 
demokratischen Gesellschaft ein selbstbestimmtes und 
eigenverantwortliches Leben führen können und keine 
extremistischen Ansichten mehr vertreten, die ein Ri-
siko für sie selbst oder die Gesellschaft darstellen 
könnten. (Radicalisation Awareness Network/Violence 
Prevention Network 2020: 16)

(RE)INTEGRATION
Der Prozess der sozialen (z. B. Freundschaften, Fami-
lien oder Communitys) und funktionalen (z. B. Woh-
nen, Anstellung/Erwerbstätigkeit oder Krankenversi-
cherung) Integration in die Gesellschaft (Radicalisa-
tion Awareness Network/Violence Prevention Network 
2020: 16).

AUSSTIEGSARBEIT  
(AUCH TERTIÄRE PRÄVENTION)
Maßnahmen, die eine bereits radikalisierte Person da-
bei unterstützen sollen, extremistisch motivierte ge-
waltorientierte Handlungen zu unterlassen sowie von 
entsprechenden zugrunde liegenden Überzeugungen 
abzukehren. Dabei wird oft zwischen einem kogniti-
ven Wandel unterschieden (Deradikalisierung, das 

heißt Abkehr von extremistischen Einstellungen) und 
einer reinen Verhaltensänderung (Distanzierung, das 
heißt Abkehr von bestimmten extremistischen Verhal-
tensmustern). (vgl. Radicalisation Awareness Net-
work/Violence Prevention Network 2020: 16)

EXTREMISMUS
Das Vertreten extremer politischer oder religiöser An-
sichten, die oft illegale, gewaltorientierte oder andere 
Formen extremen Verhaltens befürworten. Extremis-
mus wird oft als eine notwendige Voraussetzung für 
Terrorismus angesehen. (vgl. Counter Extremism 
Project 2024)

TERRORISMUS 
Im weitesten Sinne definiert als Anwendung von Ge-
walt durch einen nichtstaatlichen Akteur zur Verfol-
gung eines politischen Ziels oder zur Einschüchterung 
von Zivilpersonen. Obwohl es keine allgemein aner-
kannte Definition von Terrorismus gibt, die im inter-
nationalen Recht kodifiziert ist, verwenden nationale 
und internationale Behörden praktikable Definitionen 
des Terrorismus, um bei der Terrorismusbekämpfung 
sinnvoll zusammenzuarbeiten. (vgl. Counter 
Extremism Project 2024)
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ausbildung „Islamismusbeauftragte“ für die Justiz aus.24 
Mittlerweile gibt es in elf zentralen JVAs mindestens zwei 
Islamismusbeauftragte als erste Ansprechpartner_innen in 
Bezug auf islamistischen Extremismus sowie drei weitere 
Beamt_innen bei der niedersächsischen Bewährungshilfe 
(Ambulanter Justizsozialdienst – AJSD). In Hessen werden 
im Rahmen des Netzwerks Deradikalisierung im Strafvoll-
zug (NeDiS) „Strukturbeobachter“ eingesetzt, die Radika-
lisierungstendenzen identifizieren sowie Gegenmaßnah-
men ergreifen sollen (HMdJR 2021).

Neben den bereits genannten Maßnahmen der Justiz 
und Sicherheitsbehörden können extremistische Straftä-
ter_innen durch die Polizeien der Länder als „Gefährder“ 
(„eine Person, zu der bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sie politisch motivierte Straftaten von 
erheblicher Bedeutung (…) begehen wird“) oder als „rele-
vante Person“ (u. a. eine Person, die bei diesen Straftaten 
eine unterstützende Rolle einnimmt) eingestuft werden 
(BKA o. J.). Stand Januar 2024 werden laut Medienberich-
ten, die sich auf das Bundeskriminalamt (BKA) beziehen, 
483 Personen als Gefährder_innen eingestuft (davon befin-
den sich etwa ein Fünftel in Haft) – ein leichter Rückgang 
im Vergleich zum Vorjahr (Zeit Online 2024). Zusätzlich 
zu den internen und externen Risikobewertungsprozessen 
werden Gefährder_innen – darunter normalerweise inhaf-
tierte Rückkehrende – auch mit dem Risikobewertungsins-
trument RADAR-iTE des BKA bewertet (Röing 2021; BKA 
2017). Zudem sind Fälle von Rückkehrenden Gegenstand 
der Arbeitsgruppen „Risikomanagement“ und „Deradikali-
sierung“ des Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrums 
(GTAZ) zur Förderung des Austauschs zwischen Bund und 
Ländern (Bundesregierung 2022). 

Um eine „nachhaltige, interdisziplinäre und akteurs
übergreifende Zusammenarbeit im ganzheitlichen Umgang 
mit Rückkehrern zu entwickeln“, legte das BMI im Jahr 
2019 „Leitlinien zum ganzheitlichen Umgang mit Rück-
kehrerinnen und Rückkehrern“ vor, an denen sich die Bun-
desländer im Sinne einer einheitlichen Vorgehensweise 
orientieren (BMI 2019: 2). Dabei werden als wichtige Ak-
teur_innen auch die Rückkehrkoordinationen aufgeführt. 
Von 2019 bis Ende 2023 förderte das BAMF Rückkehrer-
koordinator_innen in Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen 
und Nordrhein-Westfalen, während die Koordinator_in-
nen in Bremen und Niedersachsen bereits vom jeweiligen 
Bundesland finanziert werden (Koller 2024b: 83). In den 
Bundesländern ist mindestens eine Person in den Innen- 
bzw. Sozialbehörden, beim LKA oder dem Landesamt für 
Verfassungsschutz angesiedelt und für die Koordinierung 
von Maßnahmen für Rückkehrende – oft von der Bundes-
regierung zurückgeholte Frauen und Minderjährige – zu-
ständig.25 Dieser koordinierte Ansatz hat sich durch die 

24   Interview mit einem Rehabilitierungsexperten am 30.3.2023.
25   Die Rückkehrkoordination ist auch zuständig für Personen, die eigenständig nach Deutschland zurückgekommen sind, beispielsweise über 

die syrisch-türkische Grenze gelangt sind und von der Türkei abgeschoben wurden; Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024 
sowie Redaktion Infodienst Radikalisierungsprävention (2020).

26   Schriftliche Auskunft einer Rückkehrkoordination am 26.4.2024.
27   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
28   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.

Komplexität und Einzigartigkeit der Fälle sowie die Anzahl 
der involvierten Akteur_innen, darunter Sicherheitsbehör-
den (Polizei, Verfassungsschutz), Sozialhilfeträger (Ju-
gendamt, Schule, Kindergarten), Beratungsstellen, psycho-
therapeutische Fachkräfte sowie teilweise auch Justiz und 
Bewährungshilfe, bewährt. Wichtig sei es, „die eigenen 
Grenzen und Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu kom-
munizieren“ sowie „eine gemeinsame Sprache zu finden“.26 
Während der Haftzeit ist die Rückkehrkoordination offi-
ziell nicht mehr zuständig, bleibt aber weiterhin in Kontakt 
mit relevanten Akteur_innen und kann teilweise auch nach 
der Haftentlassung wieder koordinierend tätig sein. Ob-
wohl die Rückkehrkoordination in Deutschland sowie im 
europäischen Vergleich insgesamt als Good Practice wahr-
genommen wird, gestaltet sich die konkrete Zusammen-
arbeit mit den Rückkehrkoordinator_innen teilweise 
schwierig, z. B. nehmen einige Akteur_innen sie als Kon-
kurrenz war und wünschen keine Zusammenarbeit (Benz 
2023: 375).

Für diese diverse Landschaft von Präventionsakteur_in-
nen bleiben die kurzen Projektförderzeiten eine der größ-
ten Herausforderungen für Personalkontinuität und lang-
fristige Beratung. Gerade das „Ungleichgewicht im Hin-
blick auf die Ressourcen erschwert häufig eine Zusammen-
arbeit staatlicher und zivilgesellschaftlicher Stellen auf 
Augenhöhe“ (Neitzert/Röing 2023: 47). Ab 2025 startet die 
dritte Förderperiode von „Demokratie Leben“, und für ein-
zelne Programmbereiche wird eine mögliche längerfristige 
Förderung von bis zu acht Jahren angekündigt (BMFSFJ 
o. J.). Auf der Website von „Demokratie Leben“ wurde 
noch kein Budget kommuniziert, allerdings könnte es 
durch die angekündigten Einsparungen im Haushalt 2025 
beim BMFSFJ zu Kürzungen in Höhe von 900 Millionen 
Euro kommen, davon wäre auch das Bundesprogramm be-
troffen (Tagesspiegel 2024).

2.3.6	ÄHNLICHE STRUKTUREN, WICHTIGE 
UNTERSCHIEDE
Während bei extremistischen Straftäter_innen der Fokus 
weiterhin auf der Sicherheit liegt, hat sich in allen Bundes-
ländern grundsätzlich der „Tenor verschoben […auf…] 
Resozialisierung, Behandlung, und Betreuung“.27 Während 
anfängliche Vorsichtsmaßnahmen – wie beispielsweise das 
Konfiszieren von jeglicher arabisch- oder türkischsprachi-
ger Literatur – teilweise zu Misstrauen führten und in Ra-
dikalisierungsprozessen kontraproduktiv sein konnten, sei 
der Umgang mit dieser Zielgruppe mittlerweile „zuneh-
mend differenzierter“ geworden.28 Nicht nur haben sich 
Abläufe zunehmend eingespielt, sondern die „ersten zwei 
Wellen [an Verurteilungen] sind vorbei“, das heißt, das 
Thema islamistischer Extremismus hat an Brisanz verloren 
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und damit der politische Handlungsdruck insgesamt abge-
nommen.29

Insgesamt haben sich somit in allen Bundesländern 
ähnliche Strukturen gebildet. Trotzdem gibt es wichtige 
Unterschiede, beispielsweise durch die Voraussetzungen 
von Flächenländern im Gegensatz zu Stadtstaaten sowie 
politische und finanzielle Rahmenbedingungen (Pelzer/
Moeller 2020: 9). Beispielsweise ist in Berlin der Sozial-
dienst sehr ausgeprägt, das heißt, die Sozialarbeitenden 
führen auf den Stationen in den JVAs fachlich und beglei-
ten die Inhaftierten vom Beginn der Inhaftierung bis zum 
Zeitpunkt der Entlassung.30 Des Weiteren liegt der Fokus 
der Behandlung auf der JVA intern, das heißt, Berlin hat 
die höchste Quote von Gefangenen im offenen Vollzug und 
verzeichnet somit weniger frühzeitige Entlassungen als 
beispielsweise Bayern oder Baden-Württemberg.31 Außer-
dem gebe es „eine Tendenz, dass norddeutsche Länder pro-
gressiver und behandlungsfreundlicher gesehen werden im 
Unterschied zu den südlichen Ländern“.32 Gleichzeitig wa-
ren beispielsweise sowohl Berlin als auch Nordrhein-West-
falen unter den ersten Bundesländern, die Kommunikati-
ons- und Kooperationskonzepte zum Umgang mit Extre-
mismus in Haft entwickelt haben. Schließlich gibt es Un-
terschiede zwischen kleinen Bundesländern und 
sogenannten Flächenländern, das heißt, in letzteren ist 
beispielsweise der Zugang zu gut ausgebildetem Personal 
und einer großen Trägerlandschaft schwieriger als in Ber-
lin oder Hamburg, die als attraktivere Standorte für Träger 
bzw. Mitarbeitende gelten.

Ähnlich wie in anderen europäischen Ländern unter-
scheidet die deutsche Justiz zwar eigentlich nicht zwischen 
inhaftierten Frauen und Männern und entsprechend auch 
nicht zwischen extremistischen Straftäterinnen und Straf-
tätern. Basierend auf den entwickelten Konzepten zum 
Umgang mit Extremismus in Haft wurden die geschaffenen 
Strukturen – auch als Reaktion auf den erhöhten Bedarf – 
ebenfalls im Frauenvollzug umgesetzt. Gleichzeitig ist je-
doch die „praktische Ausgestaltung des Vollzugs“ unter-
schiedlich (Neuber 2022: 167). Beispielsweise kann durch 
die geringen Fallzahlen oft nicht zwischen Erst- und Rück-
falltäterinnen oder nach Strafdauer unterschieden werden, 
und es gibt bei Frauen eine Fokussierung auf Häuslichkeit 
und Mutterschaft (im Gegensatz zu Erwerbsarbeit bei 
männlichen Straftätern) sowie tendenziell eine „Überbe-
lichtung der Opfererfahrung von Frauen, die mit einer Un-
terbelichtung der Opfererfahrungen von Männern einher-
geht“ (Neuber 2022: 167). Darüber hinaus besitzt der Jus-
tizvollzug auch weniger Erfahrungswerte mit extremisti-
schen Straftäterinnen, z. B. deren Verhalten in und nach 
der Haft und die Gestaltung des Kontakts zu (kleinen) 

29   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
30   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
31   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
32   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
33   Herding, Maruta, Äußerungen auf der (online) Podiumsdiskussion „Haftnotizen der Zivilgesellschaft: Einblicke in Angebote der Demokra-

tieförderung und Extremismusprävention im Justizvollzug“, AG Strafvollzug und Bewährungshilfe, 7.3.2024.

Kindern bzw. Inhaftierung mit Kindern. Insgesamt gibt es 
nicht nur weniger Straftäterinnen als Straftäter, sondern 
auch wesentlich weniger inhaftierte extremistische Frauen 
als Männer. Viel kleinere Fallzahlen bedeuten zwar auch, 
dass der Betreuungsschlüssel für inhaftierte Frauen besser 
ist. Da Frauen jedoch in getrennten Anstalten unterge-
bracht sind, müssen beispielsweise externe Träger der Dis-
tanzierungsarbeit separate Anträge stellen, um Zugang zu 
erhalten, was Monate oder sogar Jahre dauern kann.33 Der 
Umgang mit weiblichen Inhaftierten ist in diesem Zusam-
menhang auch deshalb wichtig zu berücksichtigen, da 
Deutschland im Vergleich mit 22 europäischen Ländern 
den höchsten Frauenanteil unter allen Tatverdächtigen hat 
(Karsted 2022: 76).

2.4	ERKENNTNISSE ZUR BISHERIGEN RE-
HABILITIERUNG VON RÜCKKEHRENDEN

2.4.1	STRAFTATEN UND HAFTDAUER
Grundsätzlich beeinflussen – neben vielen anderen – zwei 
Hauptfaktoren die Rehabilitierung von Rückkehrenden in 
Haft und nach der Haftentlassung. Zum einen ist das die 
Straftat, für die Rückkehrende verurteilt wurden, und die 
damit verbundene Haftstrafe. Laut Bundesregierung wurde 
gegen 312 der Rückkehrenden ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet, vor allem gemäß §§ 89a und 129a, 129b StGB 
sowie dem VStGB (Deutscher Bundestag 2024). Die Mehr-
heit der rückkehrenden Männer und Frauen wurde für 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im 
Ausland verurteilt (§§ 129a, 129b StGB). Der Strafrahmen 
für diese Straftat liegt zwischen einem und zehn Jahren 
Haft. Hinzu kommen vor allem bei Rückkehrerinnen wei-
tere Vergehen wie Verstoß gegen das Kriegswaffenkontroll-
gesetz (§ 22a KrWaffKontrG), Verletzung der Fürsorge- 
oder Erziehungspflicht (§ 171 StGB) gegenüber ihren Kin-
dern sowie Verurteilungen nach dem Völkerstrafgesetz-
buch (VStGB). Eine Verurteilung nach §89a StGB scheint 
wesentlich seltener zu sein, da vor Gericht schwieriger 
nachzuweisen. Bisher gibt es noch keine Gesamtübersicht 
über Urteile sowie durchschnittliche Haftstrafen von Rück-
kehrenden. Zum einen wurden (Stand Januar 2024) 28,7 
Prozent aller Rückkehrerinnen – mindestens 37 von 129 – 
rechtskräftig verurteilt (Koller 2024a: 6). Sie haben eine 
durchschnittliche Haft- oder Bewährungsstrafe von drei 
Jahren, neun Monaten und zwei Wochen erhalten. Die 
längste Haftstrafe erhielt bisher Jennifer W. (14 Jahre). Au-
ßerdem erhielten, basierend auf einem Datensatz der Auto-
rin, 52 in erster Instanz für IS-Mitgliedschaft verurteilte 



VERURTEILT FÜR TERRORISTISCHE MITGLIEDSCHAFT IM AUSLAND – UND DANN?  JULI 2024  FES diskurs18

deutsche weibliche und männliche Rückkehrende im Dur-
schnitt eine Haftstrafe von etwas über vier Jahren.34 Diese 
Zahlen erlauben zwar die Annahme, dass die Länge der 
Haftstrafen verurteilter Rückkehrender keine großen Un-
terschiede zwischen Männern und Frauen aufzuweisen 
scheint. Gleichzeitig ist vor allem – abgesehen von der Tat-
sache, dass Gerichtsurteile immer die individuellen Um-
stände berücksichtigen – ein Vergleich der Haftstrafen 
nach Geschlecht in diesem Kontext nur eingeschränkt 
möglich. Frauen und Männer hatten beim IS sehr unter-
schiedliche Rollen inne, und entsprechend geht es bisher 
in den Verfahren um verschiedene Arten der terroristi-
schen Mitgliedschaft, z. B. den Vorwurf der militärischen 
Ausbildung sowie Beteiligung an Kampfhandlungen bei 
Männern vs. Unterstützungsleistungen bei Frauen. Zudem 
geht es bei Gerichtsverfahren gegen männliche Rückkehrer 
nur in Einzelfällen um Straftaten, die sowohl Männer als 
auch Frauen betreffen würden. Bisher wurden beispiels-
weise zwar 13 Rückkehrerinnen für Kriegsverbrechen ge-
gen Eigentum (§9 VStGB) verurteilt, aber nur ein Rück-
kehrer wurde bisher für diese Straftat verurteilt (vgl. taz 
2024; Koller 2024a: 6; Oberlandesgericht Frankfurt am 
Main 2023).

Der zweite Hauptfaktor, der die Rehabilitierung von 
Rückkehrenden beeinflusst, ist die Zeit, die sie tatsächlich 
in Haft verbringen. Zum einen ist erfahrungsgemäß durch 
die Komplexität dieser Verfahren die Untersuchungshaft 
relativ lang und kann mehrere Monate oder sogar Jahre 
dauern. Da die Zeit in Untersuchungshaft auf die Strafhaft 
angerechnet wird,35 verbleibt in vielen Fällen nur eine rela-
tiv kurze Zeit von einem bis zwei Jahren für Rehabilitie-
rungsmaßnahmen in Haft und die Entlassungsvorberei-
tung. Auch hier ist der Vergleich der tatsächlichen Haft-
dauer zwischen Männern und Frauen nur eingeschränkt 
möglich. Basierend auf den bisherigen Erfahrungen schei-
nen Rückkehrerinnen jedoch öfter von einer positiven So-
zialprognose zu profitieren und können somit öfter in den 
offenen Vollzug verlegt sowie nach zwei Dritteln der ver-
büßten Haftstrafe auf Bewährung entlassen werden.36 Da-
bei könnte eine Rolle spielen, dass Rückkehrerinnen mehr-
heitlich nicht vorbestraft sind sowie oft eine große Motiva-
tion zeigen, entlassen zu werden, um wieder Kontakt zu 
ihren Kindern zu erhalten (Koller 2024b: 78). Rückkehrer 
scheinen bisher öfter die gesamte Haftstrafe zu verbüßen 
und werden entsprechend öfter unter Führungsaufsicht 
entlassen.

34   Dabei ist zu beachten, dass Omaima A., Abdelkarim E. B. und Nils D. jeweils zweimal verurteilt wurden und die jeweiligen Haftstrafen zu 
einer Gesamthaftstrafe zusammengeführt werden, in diesem Datensatz jedoch als separate Haftstrafen gerechnet werden.

35   Der Aufenthalt von Rückkehrerinnen in Lagern der kurdischen Selbstverwaltung in Nordostsyrien wird von deutschen Gerichten nicht 
angerechnet, sondern bei der Strafzumessung nach §46 StGB berücksichtigt. Gleichzeitig bleibe laut einem Strafverteidiger diese Berück-
sichtigung sehr abstrakt und schwer nachzuvollziehen, um welchen zeitlichen Umfang sie das Strafmaß tatsächlich verringert; Interview 
mit Gabor Subai am 6.5.2024.

36   Experteninterview am 24.4.2023.
37   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
38   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
39   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter, sowie mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frau-

en Berlin, am 26.3.2024.

2.4.2	RISIKOBEWERTUNG UND  
MANAGEMENT
In Bezug auf die internen Risikobewertungen von Rück-
kehrenden berichten interviewte JVA-Mitarbeitende, dass 
Rückkehrende genau wie andere extremistische Inhaftierte 
je nach Profil unterschiedliches Verhalten zeigen und so-
mit unterschiedliche Risiken darstellen können. So würden 
Führungspersönlichkeiten und Personen, die vor allem an-
dere rekrutiert haben, in Haft wahrscheinlich nicht durch 
offensichtliche Gewalt auffallen: Diese Personen „bringen 
einen gewissen Narzissmus mit, profitieren von ihrer Posi-
tion durch Machtausübung, Kontrolle, teilweise auch fi-
nanziell (…), die machen selten Dinge, die für sie selbst zu 
Nachteilen führen (…), die wissen, wie sie sich zu verhal-
ten haben (...), um wenig aufzufallen“.37 Das könne proble-
matisch sein, da Personen als gefährlicher eingeschätzt 
würden, die offensichtlichen Schaden angerichtet hätten, 
als Personen, die beispielsweise Seminare organisierten.

Während die meisten Risikobewertungsinstrumente auf 
die Bewertung der von Männern ausgehenden Risiken, vor 
allem extremistische Gewalthandlung, ausgelegt sind (da 
sie auf Daten von männlichen Straftätern basieren), wer-
den solche Instrumente „jedoch in zunehmendem Maße 
auch zur Bewertung der von Frauen ausgehenden Risiken 
eingesetzt“ (Radicalisation Awareness Network 2023). Da 
es bei extremistischen Straftäterinnen in der Mehrheit 
nicht um Gewalttaten, sondern um Unterstützungsstrafta-
ten wie z. B. Propaganda geht, werden sie bei der Risikobe-
wertung oft anders eingeschätzt. Konkret bedeutet das, 
dass es z. B. bei VERA-2R „viele Items [gibt], die natürlich 
anzuwenden sind und auf die Biografie passen, aber so ein 
bisschen neben der Problematik liegen, die Frauen mit-
bringen“38. Ein Faktor wie „Kontakt zu den Kindern“ wird 
von solchen Instrumenten beispielsweise oft als Indikator 
für eine günstige Prognose gewertet, die JVA schätzt diesen 
Kontakt bei einigen Rückkehrerinnen jedoch als wenig 
aussichtsreich oder sogar problematisch ein, z. B. kann es, 
wenn die Frauen ihre radikalen Einstellungen an die Kin-
der weitergeben, um Kindeswohlgefährdung gehen.39 Wäh-
rend nicht auszuschließen sei, dass einzelne Frauen auch 
selbst an Anschlägen beteiligt waren bzw. sein können, be-
richten JVA-Mitarbeitende, dass die Mehrheit eher in 
Netzwerkstrukturen arbeitet: „Das Risiko ist bei den Frau-
en mindestens genauso hoch, aber es ist ein anderes Risiko, 
das von den Frauen ausgeht (…), das aber langfristig fast 
mehr Einfluss hat als jemand, der einmal Propaganda ge-
macht und zum Jihad aufgerufen hat. Bei Männern sind 
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das eher Einzelstraftaten, während sich die Frauen in die-
sen Systemen teilweise sehr prominent bewegen und einen 
hohen Einfluss auf eine Community haben, das heißt auch 
auf die Männer.“40

Bisherige Erfahrungen zeigen außerdem, dass es wich-
tige Unterschiede bei der Risikobewertung von extremisti-
schen Straftäterinnen gibt. Zum einen deuten neue For-
schungsergebnisse darauf hin, dass die Mehrheit der extre-
mistischen Straftäterinnen nicht vorbestraft ist, während 
extremistische Straftäter häufig Vorstrafen haben (Mehra 
et al. 2024b: 158). Da die JVAs für Frauen relativ klein 
sind, aber u. a. durch die Rückkehrerinnen proportional 
mit vielen relevanten Fällen zu tun haben, hat der Frauen-
vollzug in einigen Bundesländern bereits eine große Ex-
pertise bei der Risikobewertung. Zusätzlich zu den offiziel-
len Onlinefortbildungen tauschen sich in manchen Bun-
desländern alle VERA-2R-Nutzer_innen über ein Netzwerk 
aus, in dem in regelmäßigen Abständen die Fälle gemein-
sam besprochen werden. Dieser „Blick von außen“ ist eine 
wichtige Ergänzung für die JVA-Mitarbeitenden, die jeden 
Tag mit den Inhaftierten arbeiten.41 Bewährt haben sich 
aus diesen Gründen auch Austauschformate mit externen 
Akteur_innen wie Sicherheitsbehörden oder Beratungsstel-
len. Allerdings ist es in den Bundesländern unterschiedlich 
geregelt, bei welchen Inhaftierten Risikobewertungen er-
stellt werden und wer welche Ergebnisse erhält (siehe auch 
2.4.7. Übergangsmanagement).

2.4.3	VORGETÄUSCHTE MITARBEIT42

Besondere Aufmerksamkeit erfährt das Thema der „vorge-
täuschten Mitarbeit“ (das heißt, ob extremistische Straftä-
ter_innen Angebote intrinsisch motiviert annehmen), da 
sich in vielen europäischen Ländern „Hinweise darauf 
mehren, dass terroristische Gefangene Fachleute, die sich 
mit ihrer Rehabilitation befassen, erfolgreich täuschen“ 
(Acheson/Paul 2021). Mehrere Anschläge bzw. Anschlags-
versuche, bei denen vorgetäuschte Mitarbeit eine Rolle 
spielte, z. B. eines vorzeitig entlassenen extremistischen 
Straftäters in London im November 2019, aber auch die 
erneute Verurteilung für eine terroristische Straftat eines 
entlassenen extremistischen Straftäters in Niedersachsen 
im Jahr 2023 verdeutlichen zudem die Relevanz des The-
mas.43 Im Oktober 2023 wurde außerdem ein aus der Haft 
entlassener und als deradikalisiert geltender IS-Rückkehrer 

40   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
41   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
42   Im Englischen wird von „false compliance“ bzw. „disguised compliance“ gesprochen.
43   Vgl. Zeit Online (2019); Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
44   Interview mit André Taubert am 25.4.2023.
45   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
46   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
47   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
48   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
49   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
50   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
51   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
52   Experteninterview am 23.5.2023.

festgenommen, da er verdächtigt wird, einen Anschlag ge-
plant zu haben (Six-Sasmaz/Exner 2024).

Das Thema Täuschung wird zwar grundsätzlich als 
wichtige Herausforderung wahrgenommen, jedoch beton-
ten mehrere Interviewte, dass das Thema differenziert ver-
standen werden sollte: „Niemand kommt in die Beratung 
und sagt: ,Ich will mich distanzieren.‘ (...) Wir fangen im-
mer mit jemandem an, der uns was vormacht.“44 Deshalb 
sollte ein erster Kontakt – egal mit welcher Intention die-
ser erfolgt – immer gehalten bzw. weiterverfolgt werden.45 
Konkret berichten einige JVA-Mitarbeitende, dass einige 
männliche Inhaftierte z. B. Gespräche mit Psycholog_innen 
anfangs gezielt für Manipulation nutzen, dass aber die Be-
reitschaft, sich zu öffnen und Verhalten zu hinterfragen, 
entstehen könne, auch wenn den Inhaftierten Nachteile 
entstünden, es z. B. oft Hausdurchsuchungen bei Angehöri-
gen gibt.46 Eine der größten Herausforderungen ist in die-
sem Zusammenhang das Misstrauen auf beiden Seiten. Ge-
rade in Bezug auf extremistische Straftäter_innen gehe die 
Justiz aus Sicht mehrerer Interviewter lieber auf Nummer 
sicher und erst einmal von einer Täuschung aus, das heißt, 
„entweder ich glaube [dem Inhaftierten] und er belügt 
mich, oder ich glaube ihm nicht, aber er hat mich nicht 
belogen. Zweiteres wird man nicht rausfinden, das heißt, 
ich mache lieber den Fehler, der für mich sicherer ist“47. 
Die Inhaftierten selbst belastet dieses Misstrauen: „Wie soll 
ich mich denn verhalten, egal was ich tu’, es ist verkehrt 
(…) Rasier’ ich mir den Bart ab, bin ich ganz subversiv, 
lass’ ich ihn wachsen, ist es auch nicht richtig, also ich 
kann es nicht recht machen.“48 Dieses Misstrauen als 
Grundtendenz sei jedoch problematisch, denn es könne 
bei Inhaftierten, die sich ernsthaft bemühen, auch zu einer 
Re-Radikalisierung führen.49 Es könne zudem in manchen 
Fällen Monate oder Jahre an Vertrauensaufbau nötig sein, 
bis Inhaftierte bereit seien, über ihre Einstellungen und Be-
weggründe zu sprechen und ob sie überhaupt eine Aus-
stiegsberatung in Anspruch nehmen würden.50 Wie ein JVA-
Mitarbeitender es ausdrückt: „Die Justiz war immer das 
Feindbild, [und] jetzt sind sie sozusagen beim Feind.“51

Mehrere Interviewte waren sich zudem einig, dass es 
langfristig schwierig sei, Mitarbeitende zu täuschen.52 Bei-
spielsweise sei der Kontakt in der Sozialtherapie und in 
Wohngruppen sehr intensiv, und es sei beispielsweise „in 
einem intensiv-therapeutischen Setting (…) sehr schwierig 
(…), so fundamental ideologische Einstellungen zu ver-
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schweigen“53. Außerdem sei deshalb der Austausch zwi-
schen den verschiedenen involvierten Akteur_innen – bei-
spielsweise Bewährungshilfe und Staatsschutz – essenziell, 
um Äußerungen des Klienten/der Klientin abzugleichen 
und Unstimmigkeit früh zu identifizieren.54 Vor allem seit 
dem Rückfall eines entlassenen extremistischen Straftäters 
in Niedersachsen sei man bundesweit sensibilisierter in Be-
zug auf das Thema vorgetäuschte Mitarbeit.55 Schließlich sei 
es jedoch bisher schwierig, belastbare Aussagen zu entspre-
chenden Vorfällen zu treffen, da beispielsweise Gerichtsver-
fahren noch liefen sowie noch Haftstrafen vorlägen.56

Es scheint außerdem wichtige Unterschiede zwischen 
extremistischen Straftäterinnen und Straftätern zu geben. 
Einige JVA-Mitarbeitende berichteten beispielsweise, dass 
viele Rückkehrerinnen bereits in der Untersuchungshaft in 
Kontakt mit Ausstiegsberatungen treten, da sie wüssten, 
dass sich dies positiv auf ihr Urteil auswirkt, oder einer 
Beratung zustimmen, um ihre Chancen auf frühzeitige 
Entlassung zu erhöhen (Koller 2024b: 77). Auch hätten 
Frauen mehr Möglichkeiten, sich anzupassen, z. B. über 
Kleidung, was allerdings bei einigen Rückkehrerinnen zu 
„teilweise überzogenen Anpassungsleistungen“ führe.57 
Auch JVA-externe Akteur_innen berichten, dass es „sehr 
auffällig“ sei, wie motiviert bzw. „übermotiviert“ sich 
Rückkehrerinnen mit Kindern gezeigt hätten, vorhandene 
Angebote anzunehmen.58 Im Gegensatz dazu sei bei vielen 
männlichen Inhaftierten die Anpassungsbereitschaft we-
sentlich weniger ausgeprägt, obwohl im Justizvollzug noch 
viel auf Äußerlichkeiten geachtet werde und bereits ein ra-
sierter Bart oder das Ablegen bestimmter als islamistisch 
gelesener Kleidungsstücke wie die Kurta (ein kragenloses, 
weites Hemd) im Justizvollzug zu einer positiveren Sozial-
prognose beitragen könne.59 Schließlich berichten Akteur_
innen, dass die allermeisten Rückkehrenden zwar alle Ter-
mine wahrnehmen, es aber nicht immer eindeutig sei, „ob 
es eine intrinsische Motivation gab, Angebote anzuneh-
men“, vor allem wenn Strafverfolgungsbehörden involviert 
waren.60 Nur vereinzelt wird von Vorfällen berichtet, bei 
denen beispielsweise eine zurückgekehrte Person gegen-
über verschiedenen Behörden nicht übereinstimmende 
Aussagen gemacht hatte (aber die Motivation dafür nicht 
ersichtlich wurde), oder eine Person eine (nichtterroristi-
sche) Straftat beging, obwohl sie dies vorher ausdrücklich 
verneint hatte.61 Basierend auf neuen Forschungsergebnis-

53   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024 sowie Interview 
mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.

54   Interview mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 29.4.2024.
55   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
56   Schriftliche Auskunft einer Rückkehrkoordination am 26.4.2024.
57   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
58   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
59   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
60   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
61   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
62   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
63   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2024.
64   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
65   Interview mit einem Rehabilitierungsexperten am 26.5.2023.

sen zum Thema vorgetäuschte Mitarbeit ist es „nicht sinn-
voll, wenn Interaktionen zwischen Beratenden und Klien-
tinnen und Klienten in erster Linie darauf abzielen, Täu-
schung oder falsche Absichten zu erkennen“ (Cherney et al. 
2023: 36). Stattdessen werden als Maßnahmen beispiels-
weise Dialog, Ermutigung zur Ehrlichkeit und Informa-
tionsaustausch empfohlen.

2.4.4	PSYCHISCHE GESUNDHEIT  
UND PSYCHOLOGISCHE BEDARFE
Eine besondere Rolle im Umgang mit Rückkehrenden spie-
len Probleme der psychischen Gesundheit bzw. psychologi-
sche Bedarfe, die auch teilweise schon vor der Ausreise 
präsent waren. Erfahrungsgemäß scheint vor allem die An-
nahme entsprechender Unterstützung durch Rückkehrende 
eine Herausforderung darzustellen. Bei männlichen Rück-
kehrern sei dies ein noch „viel schwierigeres Thema“ als 
bei Rückkehrerinnen, da beispielsweise die Beratungsstel-
len ihnen zwar durchaus eine Therapie als Ergänzung zur 
Ausstiegsberatung (mehrmals) anbieten, die Beratung von 
den Rückkehrern selbst aber oft als ausreichend empfun-
den werde.62 In Haft werde Therapie von Rückkehrern oft 
nur dann in Anspruch genommen, wenn z. B. schon vor 
der Ausreise oder durch ein Gerichtsguthaben eine psychi-
sche Störung diagnostiziert wurde. Dies sei problematisch, 
da Rückkehrer erfahrungsgemäß durchaus psychische Be-
lastungen mitbrächten, teilweise auch in Form von post-
traumatischen Belastungsstörungen (PTSD), die zuerst be-
arbeitet werden müssten, bevor Distanzierungsberatung 
möglich sei.63 Rückkehrerinnen täten sich zwar generell 
leichter, psychotherapeutische Angebote anzunehmen, 
aber in diesen Fällen könnte nach Ansicht einiger inter-
viewter Akteur_innen die entscheidende Motivation eher 
die Angst vor dem Verlust des Sorge- bzw. Umgangsrechts 
für ihre Kinder sein.64 Gleichzeitig zögerten Rückkehrerin-
nen, sich z. B. Psycholog_innen in JVAs anzuvertrauen, da 
sie befürchteten, dass sicherheitsrelevante Informationen 
weitergegeben würden und sie so die „Deutungshoheit“ 
über ihre Aussagen verlieren, was zum Beispiel zu Fehlin-
terpretationen zu ihren Ungunsten führen könnte.65 

Zwar würden einige Rückkehrerinnen nach der Haft-
entlassung durchaus Interesse an einer Psychotherapie zei-
gen bzw. nach Angeboten suchen, vor allem um traumati-
sche Erfahrungen beim IS aufzuarbeiten. Viele fühlten sich 
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jedoch von den zahlreichen Anforderungen und Terminen 
(Jugendamt, Elternabende, Bewährungshilfe, Ausstiegsbe-
ratung etc.) bereits überfordert, sodass „Therapie nicht als 
Priorität angesehen wird“.66 Das sei teilweise problema-
tisch, da viele der Rückkehrerinnen Erfahrungen mit se-
xualisierter Gewalt gemacht hätten, teilweise auch bereits 
vor der Ausreise. 

Interviewte Akteur_innen waren jedoch insgesamt zu-
versichtlich in Bezug auf entsprechende Beratungsange
bote. JVAs hätten entweder Zugang zu internen, teilweise 
sogar auf Traumata spezialisierten Psycholog_innen oder 
konnten relativ einfach externe Psychotherapeut_innen 
vermitteln.67 Gleichzeitig gestalte sich gerade die Zusam-
menarbeit mit Externen teilweise schwierig, zum Beispiel 
weil Psychotherapeut_innen Vorbehalte gegenüber der Ar-
beit im Justizvollzug hätten oder weil Sicherheitsmaßnah-
men vertrauliche Gespräche erschweren könnten.

2.4.5	TATVERARBEITUNG  
UND DISTANZIERUNGSARBEIT
Ein wichtiges Ziel der Rehabilitierungsarbeit in Haft ist die 
Aufarbeitung der Straftat, für die die Rückkehrenden ver-
urteilt wurden. Nach vorliegender Datenlage nehmen 
Rückkehrende die existierenden Angebote insgesamt gut 
an – eine Erkenntnis, die sich auch mit der bisherigen For-
schung zur Arbeit mit extremistischen Straftäter_innen 
deckt (Pelzer/Moeller 2020: 30). Wie ein JVA-Angestellter 
es ausdrückte: „Wenn ich nicht mit denen spreche, spricht 
jemand anders mit denen“, ähnlich wie bei organisierter 
Kriminalität.68 Eine der Herausforderungen der Aufarbei-
tung sei jedoch, dass es bei Rückkehrenden wesentlich 
schwieriger sei, Straftaten, die in einem Kriegsgebiet und 
einem sogenannten Kalifat verübt wurden, nachzuvollzie-
hen und Handlungsalternativen zu besprechen.69 Inter-
viewpartner_innen einer anderen Forschungsarbeit rede-
ten von einer regelrechten „Blackbox“ in Bezug auf den 
Aufenthalt in Syrien und im Irak (Benz 2023: 361).

Zur Tatverarbeitung trägt auch die Distanzierungsar-
beit bei. Es gebe zwar nicht immer gefestigte Beratungsver-
hältnisse, aber viele Rückkehrende stehen zumindest in 
Kontakt mit Beratungsstellen.70 Während es keine genauen 
Angaben zur Aufteilung zwischen Männern und Frauen 
gibt, schreibt die Bundesregierung, dass sich, Stand Ende 
2021, „mindestens eine hohe zweistellige Anzahl an zu-

66   Interview mit Claudia Dantschke am 13.4.2023, Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024 sowie Experteninterview am 26.5.2023.
67   In Bayern haben beispielsweise die JVAs Straubing und Würzburg eigene psychiatrische Abteilungen für männliche und weibliche Straftä-

ter_innen. Der Selbstmord von Valdete M. im Mai 2021, die in Bayern wegen mutmaßlicher Terrorismusfinanzierung in Untersuchungshaft 
saß und von der psychiatrischen Abteilung in Würzburg zurück in die JVA Aichach verlegt wurde, verdeutlicht jedoch, dass es weiterhin 
Herausforderungen im Umgang mit psychischer Gesundheit gibt (Röhmel 2023).

68   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
69   Interview mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 29.4.2024.
70   Expertininterview am 22.1.2024 und schriftliche Auskunft einer Rückkehrkoordination am 26.4.2024.
71   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
72   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
73   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
74   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
75   Experteninterview am 15.3.2023.
76   Experteninterview am 26.5.2023.

rückgekehrten Personen in Deradikalisierungsmaßnahmen 
befindet“ (Deutscher Bundestag 2023c). Dabei spielt die 
Frage der Freiwilligkeit eine Rolle: Konsens ist, dass Mit-
arbeit, auch zur Deradikalisierung, nicht erzwungen wer-
den kann. Somit wird zwar erwartet, dass extremistische 
Straftäter_innen die Behandlungsmaßnahmen, die im 
Vollzugsplan für sie festgelegt werden, auch durchführen, 
um ihre Legalprognose zu verbessern. Inhaftierte könnten 
sich jedoch weigern mitzuarbeiten und gegen den Voll-
zugsplan klagen. Eine JVA-Mitarbeitende betonte jedoch, 
„wenn [die Inhaftierte] im Haftraum sitzt und nicht mit 
uns sprechen möchte, dann kann ich daraus wenig Bereit-
schaft ableiten, am Vollzugsziel mitzuwirken“71. Während 
wenige die wesentlichen Punkte des Urteils abstritten, 
würden außerdem viele einzelne Aspekte nicht anerken-
nen.72 In diesem Zusammenhang berichtet ein JVA-Mit-
arbeitender auch von einem auffälligen Zusammenhang 
mit den jeweiligen Rollen in extremistischen Gruppierun-
gen: „Je höher die Position, desto geringer ist die Bereit-
schaft, sich zu distanzieren, (…) mit uns zusammenzuar-
beiten oder sich Unterstützung von uns zu holen, selbst 
wenn sie die brauchen.“73 Hilfreich könne in jedem Fall 
sein, wenn Distanzierungsarbeit von zivilgesellschaftlichen 
Beratungsstellen angeboten werde, statt (nur) von Akteur_
innen der Justiz oder Sicherheitsbehörden.74 

Vor allem bei Rückkehrerinnen scheint die traditionelle 
Rolle von Frauen beim IS ihre Akzeptanz einer Verurteilung 
für terroristische Mitgliedschaft zu erschweren: „Ich habe 
gekocht, Kinder bekommen, saß den ganzen Tag im Frauen-
haus und habe dann den nächsten geheiratet.“75 Gleichzeitig 
seien Rückkehrerinnen beispielsweise öfter desillusioniert 
von ihren Erfahrungen im IS-Gebiet als Frauen, die nicht 
ausgereist waren.76 Eine fehlende Auseinandersetzung mit 
den eigenen Erfahrungen und gegebenenfalls Straftaten bei 
Rückkehrerinnen wird problematisch gesehen, da mögli-
cherweise „bestimmte Triggermomente unverarbeitete Trau-
mata aufleben lassen und den Reintegrationsprozess negativ 
beeinflussen“ (Benz 2023: 363).

Als eine der größten Herausforderungen bei der Arbeit 
mit extremistischen Straftäter_innen, vor allem Rückkeh-
renden in und nach der Haft, wird von vielen interviewten 
Akteur_innen die (erlebte) Stigmatisierung genannt. Bei-
spielsweise führte 2016 der Suizid eines für terroristische 
Straftaten in Untersuchungshaft Inhaftierten zu dem Er-
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lass, dass (zumindest zweitweise) alle extremistischen In-
haftierten in besonders gesicherte Hafträume (BGH) mit 
ständiger Überwachung verlegt werden mussten (Monitor 
2017). Ein JVA-Mitarbeitender berichtet, dass sich darauf-
hin ein Inhaftierter, der eigentlich positive Entwicklungen 
gezeigt hatte, wieder abwendete: „Er sagte: ,Egal was ich 
mache, für die Justiz bzw. den Staat bin ich immer noch 
der Feind, selbst wenn ich (…) Bereitschaft zeige, mich zu 
verändern.‘ Da hatten wir ihn ab dem Zeitpunkt eigentlich 
verloren.“77 In diesem Zusammenhang berichten mehrere 
Akteur_innen von dem grundsätzlichen Dilemma extre-
mistischer Straftäter_innen: „Wir erwarten, dass sie sich an 
das System anpassen, und wenn sie das tun, dann sagen 
wir, die passen sich nur an.“78 Einige hätten auch die Er-
fahrung gemacht, dass unbedachte Äußerungen von Si-
cherheitsbehörden in einen anderen Zusammenhang ge-
bracht wurden, in dem sie sich nicht wiederfinden und sie 
sich deshalb lieber gar nicht mehr äußern.79 In diesem Zu-
sammenhang ist auch eine Herausforderung, dass – anders 
als Ärzt_innen oder Seelsorger_innen – sowohl JVA-Mit-
arbeitende wie Sozialarbeitende oder Psycholog_innen als 
auch Ausstiegsberatende kein Zeugnisverweigerungsrecht 
haben und somit vom Gericht vorgeladen werden könnten, 
um sich zu ihren Klient_innen zu äußern (siehe z. B. Koller 
2021a). Laut Aussagen von mehreren Interviewten könne 
dies den Aufbau bzw. den Erhalt eines Vertrauensverhält-
nisses erschweren.

In diesem Zusammenhang scheint es zwar für Rück-
kehrende teilweise „schwierig zu sein, einen Kontakt zu 
ihrer Religion zu finden, ohne dass dies negativ ausgelegt 
wird“80, für einige Rückkehrerinnen spielte allerdings Reli-
gion eine wichtige emotionale Rolle.81 Dabei ist eine der 
Herausforderungen, dass es bisher noch „keine flächende-
ckende muslimische Gefängnisseelsorge“ in den JVAs gibt 
(Röing 2021: 28).

Auch nach der Haftentlassung wird (erlebte) Stigmati-
sierung und das Labeling als „IS-Rückkehrende“ und „Ter-
rorist_in“ als Herausforderung wahrgenommen. Besonders 
Rückkehrende stehen teilweise weiterhin im Fokus der Si-
cherheitsbehörden, z. B. werden sie und ihre Kontakte 
überwacht, Hausdurchsuchungen durchgeführt und Ge-
fährderansprachen finden statt. Wer sich eigentlich von 
der extremistischen Szene distanzieren möchte, werde so 
trotzdem weiterhin mit Sicherheitsmaßnahmen konfron-

77   Experteninterview am 25.9.2023.
78   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
79   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
80   Experteninterview am 26.5.2023.
81   Interview mit JVA-Mitarbeitendem am 30.3.2023.
82   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
83   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
84   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
85   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
86   Interview mit Claudia Dantschke am 13.4.2023.
87   Siehe z. B. Interview mit Claudia Dantschke am 13.4.2023 sowie einem anderen Experten am 26.5.2023.

tiert, „die aber häufig einer völligen Resozialisierung im 
Wege stehen“.82 

Eine weitere Herausforderung bei Rückkehrenden ist 
dabei auch die lange Untersuchungshaft. Ein JVA-Mitar-
beitender berichtet, dass viele extremistische Straftäter_in-
nen u. a. wegen Verdunklungsgefahr während der Untersu-
chungshaft außer zu ihrem Anwalt/ihrer Anwältin keinen 
Kontakt außerhalb der JVA haben dürften.83 Somit kann 
auch der Kontakt zu Ausstiegsberatungen teilweise erst 
nach Monaten oder sogar Jahren hergestellt werden, sobald 
es ein (rechtskräftiges) Urteil gibt. In Bezug auf Rückkeh-
rende berichtet eine JVA-Mitarbeiterin, dass durch die lan-
ge Untersuchungshaft oft viele Maßnahmen, u. a. zur Re-
sozialisierung, innerhalb einer kurzen Zeit der Strafhaft 
durchgeführt werden müssen, während gleichzeitig Sicher-
heitsaspekte eine große Rolle spielen: „Ich erlebe immer 
wieder den Spagat zwischen dem, was notwendig ist, um 
die Legalprognose zu verbessern (…), und gleichzeitig ist 
es schwierig zu erkennen, wo die Frauen [ideologisch] tat-
sächlich stehen.“84

2.4.6	KINDER VON RÜCKKEHRENDEN
Die Rolle von Kindern ist bei Rückkehrenden sehr unter-
schiedlich. Die große Mehrheit extremistischer Straftäterin-
nen in Deutschland sind Mütter (85 Prozent). Und während 
vor allem Rückkehrerinnen oft mehrere Kinder haben, sind 
die allermeisten ohne Kinder inhaftiert (Koller 2024b: 76). 
Kontakt zu ihren Kindern haben zu können ist für Rück-
kehrerinnen essenziell. Allerdings ist für die Gestaltung des 
Kontakts zwischen Mutter und Kind das Jugendamt zustän-
dig, und „je spektakulärer das Thema bzw. die Tat in der 
Öffentlichkeit behandelt wird, desto zurückhaltender sind 
die Jugendämter in ihren wohlwollenden Entscheidun-
gen“.85 Außerdem könne es aufgrund von Sicherheitsbeden-
ken einige Monate dauern, bis JVAs einen Besuch von Kin-
dern bei ihrer inhaftierten Mutter während der Untersu-
chungshaft ohne Trennscheibe erlauben.86 Auch die ge-
meinsame Unterbringung bleibt die absolute Ausnahme, 
teilweise auch wegen fehlender geeigneter Strukturen (Kol-
ler 2024b: 76). Die Trennung von ihren Kindern nach An-
kunft in Deutschland wird von mehreren Akteurinnen als 
traumatisches Erlebnis beschrieben, vor allem da sich wäh-
rend des Aufenthalts in den kurdischen Lagern oft eine be-
sonders enge Beziehung entwickelt hatte.87
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Während mehrere Rückkehrerinnen auch für Straftaten 
gegen ihre Kinder verurteilt wurden,88 wünschen sich viele 
Rückkehrerinnen eine aktive Mutterrolle einnehmen zu 
können, fühlten sich aber in dieser Rolle oft „gemaßregelt“ 
und „ungerecht behandelt“, und dieses Spannungsverhält-
nis könne sich negativ auf den Distanzierungsprozess aus-
wirken.89 Generell gebe es ein Risiko, dass die Rückkehre-
rinnen – die (sehr) oft alleinerziehend, ohne solide beruf-
liche Ausbildung und traumatisiert sind – „an den Anfor-
derungen, die unsere Gesellschaft an eine ‚gute Mutter‘ hat 
und auch an den eigenen Anforderungen scheitern“90. 
Schließlich sei eine Aufarbeitung der Vergangenheit da-
durch erschwert, dass der Verbleib der Kindsväter bzw. 
Ehemänner der Rückkehrerinnen oft nicht bekannt ist.91 
Zudem berichten mehrere Interviewpartner_innen, dass 
Kinder bei männlichen Rückkehrenden kaum eine Rolle 
spielten – das sei aber bei männlichen Inhaftierten insge-
samt oft der Fall.92 Bei Rückkehrern gehe es stattdessen 
meistens um eine „sehr individuelle Beschäftigung mit der 
eigenen Rolle“93.

2.4.7	ÜBERGANGSMANAGEMENT
Eine der zentralen Fragen bei der Rehabilitierung von 
Rückkehrenden ist die, wie der Übergang nach der Haft-
entlassung gestaltet werden kann. Da vor allem in Krisen-
situationen das Risiko besteht, dass sich bereits distanzie-
rende extremistische Straftäter_innen beispielsweise wie-
der an extremistische Kontakte wenden und rückfällig 
werden, ist eines der Ziele, sie „auch auf Misserfolgserleb-
nisse vorzubereiten sowie Strategien zum Umgang mit Ab-
lehnungen zu erarbeiten“ (Pelzer/Moeller 2020: 19). Wäh-
rend sich mehrere interviewte Akteur_innen einig sind, 
dass in den vergangenen zehn Jahren in diesem Bereich 
Fortschritte erzielt wurden und beispielsweise Konzepte 
für die Zusammenarbeit zwischen justizinternen und -ex-
ternen Akteur_innen entwickelt wurden, bleibt der Über-
gang eine Herausforderung.94 In Berlin ist beispielsweise 
mittlerweile der Übergang nach Haftentlassung für alle In-
haftierten gesetzlich geregelt, das heißt, es ist festgelegt, 
wann welche Akteur_innen einzubinden sind.95 Zusätzlich 
gibt es ein gesondertes Konzept für extremistische Straftä-
ter_innen, das heißt, es finden regelmäßig Konferenzen 

88   Der Verstoß gegen die Führsorge- und Erziehungspflicht (§171 StGB) stellt nach terroristischer Mitgliedschaft und Verstoß gegen das 
Kriegswaffenkontrollgesetz die häufigste Straftat dar, für die Rückkehrerinnen in Deutschland verurteilt wurden (Koller 2024a).

89   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
90   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024; die Väter  

der Kinder von Rückkehrerinnen sind außerdem oft verstorben, in Haft im Ausland oder ihr Aufenthaltsort ist nicht bekannt.
91   Schriftliche Auskunft einer Rückkehrkoordination am 26.4.2024.
92   Expert_inneninterviews am 15.3.2023, 26.3.2024 und am 22.1.2024.
93   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
94   Siehe z. B. Borchert, Bill, Äußerungen auf der (online) Podiumsdiskussion „Haftnotizen der Zivilgesellschaft: Einblicke in Angebote  

der Demokratieförderung und Extremismusprävention im Justizvollzug“, AG Strafvollzug und Bewährungshilfe, 7.3.2024.
95   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
96   Interview mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
97   Das gesamte Gutachten kann zusätzlich angefordert werden; Interviews mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 7.2.2024  

sowie am 29.4.2024.
98   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
99   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024; siehe auch Pelzer & Moeller 2020, S.24.

statt, bei denen beispielsweise die Vollzugseignung, Locke-
rungen oder Auflagen für die Führungsaufsicht bespro-
chen werden. An der Übergabekonferenz vier Wochen vor 
der Entlassung nehmen u. a. die Bewährungshilfe, Staats-
anwaltschaft, LKA sowie das Landesamt für Verfassungs-
schutz (LfV) teil und auch externe Träger der Ausstiegsbe-
ratung können beteiligt werden. Durch diese „Einbindung 
in die ritualisierten Fallkonferenzen“ kenne die Bewäh-
rungshilfe die Fälle und erhielte, wie auch die anderen 
Teilnehmenden, Vollzugspläne, Stellungsnahmen zur Füh-
rungsaufsicht und VERA-2R-Auswertungen.96 Dieser In-
formationsaustausch ist auch über das Berliner Justizvoll-
zugsdatenschutzgesetz geregelt. In anderen Bundesländern 
gestaltet sich die Weitergabe von Informationen schwieri-
ger. Beispielsweise erhalte der AJSD, die Bewährungshilfe 
in Niedersachsen, erst seit etwa einem Jahr zumindest Ge-
samtergebnisse der Gutachten bzw. Ergebnisse der VE-
RA-2R-Risikobewertung.97 Eine Herausforderung ist in 
diesem Zusammenhang auch, dass der Zeitpunkt der Ent-
lassung nicht immer allen relevanten Akteur_innen vorher 
bekannt ist. Zwar positioniert sich die JVA beispielsweise 
in Bezug auf eine vorzeitige Entlassung, letztlich trifft die 
Entscheidung jedoch das zuständige Gericht.98 

Weiterhin stellen Sicherheitsmaßnahmen eine der 
größten Herausforderung beim Übergangsmanagement für 
Rückkehrende dar. So könne es sein, dass ein_e Straftä-
ter_in mehrere Jahre in Haft war, aber keinen Ausgang er-
halten hatte, nicht in den offenen Vollzug verlegt wurde 
und aufgrund einer ungünstigen Sozialprognose auch kei-
ne Aussetzung der Reststrafe zur Bewährung gewährt wur-
de.99 Vor der Entlassung kein einziges Mal außerhalb der 
Haftanstalt gewesen zu sein, nicht einmal in Begleitung, 
erschwere jedoch die Reintegration nach der Haftentlas-
sung. Beispielsweise sei eine stabile Wohnsituation und ein 
fester Arbeitsplatz sehr wichtig, aber solche Entlassungs-
vorbereitungen könnten oft nicht aus der Haft heraus vor-
genommen werden. Dies ist auch ein wichtiger Unter-
schied zwischen Frauen und Männern: Während einige 
Rückkehrerinnen durchaus in den offenen Vollzug verlegt 
oder vorzeitig nach zwei Dritteln entlassen wurden, schei-
nen selbst Lockerungen bei Rückkehrern (sehr) selten von 
der Anstaltsleitung ermöglicht zu werden – auch wenn dies 
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von den Stationsdiensten befürwortet wurde. Wie ein In-
terviewpartner es formulierte: „Wenn ich eins gelernt habe 
in der Behörde, dann dass man sich immer absichern 
möchte“, vor allem wenn es sich um medial bekannte Fälle 
handele.100

2.4.8	BEWÄHRUNGSHILFE UND  
REINTEGRATION
Nach der Haftentlassung unterstützt die Bewährungshilfe 
bei der sozialen Reintegration. Eigentlich bildeten die nach 
Haftentlassung involvierten Akteur_innen ein „überschau-
bares Feld“, aber bei extremistischen Straftäter_innen und 
vor allem Rückkehrenden seien wesentlich mehr Akteur_in-
nen mit unterschiedlichen Aufgaben, Perspektiven und 
Zielen beteiligt, wie zum Beispiel verschiedene Sicherheits-
behörden, Beratungsstellen, Rückkehrkoordinator_innen 
sowie Jugendämter.101 Deshalb seien die Kommunikation 
und Absprachen so wichtig, auch um ein gemeinsames 
Verständnis bilden zu können.102 Für die Bewährungshilfe 
seien Fälle von extremistischen Straftäter_innen und ins-
besondere Rückkehrenden „extrem zeitaufwändige Fälle“, 
da nicht nur regelmäßig Fallkonferenzen einberufen wer-
den, sondern u. a. durch die hohe politische Relevanz nicht 
nur an das zuständige Gericht, sondern teilweise auch an 
das Ministerium berichtet werden müsse.103 Die Arbeit ge-
stalte sich durch die erhöhte Sensibilität als „Gratwande-
rung“ zwischen dem Bestreben, einerseits ein Vertrauens-
verhältnis zu den Klient_innen aufzubauen und zu erhal-
ten, und andererseits der Verantwortung, sicherheitsrele-
vante Informationen weiterzuleiten.104 Hilfreich sei dabei, 
dass die Bewährungshelfenden durch ihre Klient_innen 
von der Schweigepflicht befreit werden könnten. Schließ-
lich stünden für diese besondere Zielgruppe jedoch auch 
umfangreichere zeitliche und praktische Ressourcen zur 
Verfügung als für reguläre entlassene Straftäter_innen, das 
heißt, die Bewährungshilfe könne bestimmte Aspekte an 
Akteur_innen wie die Ausstiegsberatung abgeben und sich 
auf ihre originären Aufgaben konzentrieren.105 Da der Um-
gang mit islamistischem Extremismus in der Bewährungs-
hilfe bisher nicht die gleiche Aufmerksamkeit wie andere 
Bereiche der Strafjustiz erhalten hat, besteht weiterhin ein 
Bedarf an Strukturen und Abläufen, vor allem für die Zu-
sammenarbeit zwischen Bewährungshilfe und zivilgesell-

100   Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.
101   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
102   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
103   Interview mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 29.4.2024.
104   Interview mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 29.4.2024.
105   Interview mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 29.4.2024.
106   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
107   Expertininterview am 22.1.2024.
108   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
109   Interview mit Mitarbeitenden der Bewährungshilfe am 29.4.2024.
110   Schriftliche Auskunft einer Rückkehrkoordination am 26.4.2024.
111   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
112   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.

schaftlicher Ausstiegsberatung (Neitzert et al. 2021; Pelzer/
Moeller 2020: 17–19).

Ähnlich wie beim Thema Übergangsmanagement zähl-
ten auch hier mehrere Akteur_innen Sicherheitsmaßnah-
men zu einer der größten Herausforderungen. So berichte-
te ein Interviewpartner, dass die Bewährungshilfe einem 
extremistischen Straftäter nach der Entlassung eine Hose 
kaufen und mitbringen musste, da sich im Radius des auf-
erlegten Hausarrests kein Bekleidungsgeschäft befand.106 
Während es noch keine empirischen Untersuchungen zur 
„strafrechtliche[n] Sanktionspraxis“ in der Führungsauf-
sicht und Bewährungshilfe im Umgang mit Straftäter_in-
nen aus dem Phänomenbereich islamistischer Extremis-
mus gibt, berichten involvierte Akteur_innen von einer 
„restriktive[n]“ Umsetzung (Pelzer/Moeller 2020: 25). In 
diesem Zusammenhang ist auch nach der Haftentlassung 
das Thema (erlebte) Stigmatisierung eine Herausforde-
rung. Viele (aus der Haft entlassene) Rückkehrende hätten 
Angst vor negativen Konsequenzen, sobald ihre Vorge-
schichte bekannt würde, zum Beispiel auf der Arbeit.107 
Dabei gehe von für terroristische Straftaten Verurteilten, 
ähnlich wie von Sexualstraftäter_innen, für viele eine „ab-
schreckende Faszination“ aus, die die soziale Reintegration 
deutlich erschwere.108 Deshalb sei es aus Sicht einiger Ak-
teur_innen auch nicht empfehlenswert, die Arbeit oder 
auch die Schule der Kinder immer umfassend über den 
Hintergrund der Eltern zu informieren. In mindestens ei-
nem Fall hatte ein Rückkehrer auch seinen Namen ändern 
lassen.109 Darüber hinaus ist es für Rückkehrende erfah-
rungsgemäß auch eine große Herausforderung, neue sozia-
le Kontakte – jenseits der Familie – zu knüpfen.110

Gleichzeitig sei es wichtig, Institutionen, an die entlas-
sene Rückkehrende vermittelt werden, zu sensibilisieren. 
Eine Interviewpartnerin berichtete von Arbeitgeber_innen, 
die das Beten im Gemeinschaftsraum oder das Tragen ei-
nes Kopftuchs untersagten, was jeweils zu einem Abbruch 
der Ausbildung bzw. Arbeitsplatzverlust führte.111 Zudem 
fühlten sich viele Rückkehrenden von „Behörden unter-
drückt, stigmatisiert, in eine Schublade gesteckt“ und 
könnten oft nicht nachvollziehen, warum welche Maßnah-
men, wie z. B. Hausdurchsuchungen oder Befragungen, an-
gewendet werden.112 Wie ein Interviewpartner formulierte: 
„Wenn ich Personen, die dem Rechtsstaat kritisch gegen-
überstehen, nicht abhole und sie nur die Restriktion spü-
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ren lasse, begeistere ich sie nicht für das System.“113 Die 
durch solche Erfahrungen entstehende Frustration und 
Zurückweisung seien bei der sozialen Reintegration Risi-
kofaktoren, während zu den Erfolgsfaktoren das Decken 
der Grundbedürfnisse (Wohnen, Essen, finanzielle Leis-
tungen) ein gewisser Grad an Selbstbestimmung, verfüg-
bare neue Problemlösungsstrategien sowie ein neues, nicht 
extremistisches soziales Umfeld zählen.114 Vor allem das 
soziale Umfeld kann bei der Reintegration entscheidend 
sein. Nach einem langen Auslandsaufenthalt und Haftzeit 
seien Rückkehrende teilweise „sozial vollkommen isoliert“ 
und könnten deshalb nach Haftentlassung in Versuchung 
kommen, sich bei früheren Kontakten zu melden.115 Dabei 
können neben der Bewährungshilfe vor allem Ausstiegsbe-
ratende von Beratungsstellen, die in manchen Fällen schon 
Jahre mit den Rückkehrenden und deren Angehörigen in 
Kontakt standen, wichtige Bezugspersonen sein.116 

Bei der Rehabilitierung und Reintegration kann die (er-
weiterte) Familie eine „unfassbar große Rolle [spielen], im 
positiven wie auch im negativen“117. Familienmitglieder 
können Rückkehrende entlasten, wenn beispielsweise eine 
Familie das Sorgerecht für die Kinder während der Haft-
zeit übernimmt (durchaus auch die Familie des Vaters) 
oder nach der Haftentlassung mit Unterkunft und Arbeit 
unterstützt, aber auch unter Druck setzen, wenn sie weiter-
hin im extremistischen Umfeld aktiv sind, oder Druck aus-
üben, dass der bzw. die Rückkehrende direkt wieder eine 
bestimmte Rolle innerhalb der Familie einnimmt. Schließ-
lich waren in vielen Fällen Konflikte innerhalb der Familie 
ein Faktor bei Radikalisierung und Ausreise, die jedoch 
nicht immer nach der Rückkehr angesprochen bzw. bear-
beitet werden und somit einem Neuanfang im Wege stehen 
können. In diesem Kontext berichtet eine Akteurin, dass 
richtige Familientherapie nur in Einzelfällen angenommen 
wird, sich aber Unterstützung in Form von Coaching oder 
Familienhilfe sehr bewährt habe.118

Zu der Zeit danach gebe es noch wenig Erfahrungswer-
te zu Rückkehrenden, u. a. auch weil „dieses Wohlwollen, 
das sie institutionell bekommen haben, weil sie im Rah-
men ihrer Bewährungshilfe betreut wurden, [wegfällt]“119. 
Darüber hinaus ist eine der Herausforderungen, dass es 
vor allem mit entlassenen extremistischen Straftäterinnen 
sowie speziell mit Rückkehrerinnen noch sehr wenig Er-

113   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
114   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024 sowie mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
115   Interview mit einem JVA-Mitarbeitenden in Berlin am 11.3.2024.
116   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
117   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
118   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
119   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
120   Interview mit Amelie Schröder, Leiterin der Einweisungsabteilung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, am 26.3.2024.
121   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
122   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024; laut Antwort der Bundesregierung sind mehr als die Hälfte der 

Richtung Syrien und Irak ausgereisten Personen deutsche Staatsbürger_innen. Die verbleibenden Personen haben zwar nicht die deutsche 
Staatsbürgerschaft, sind aber oft in Deutschland aufgewachsen und besitzen beispielsweise eine unbefristete Aufenthaltsgenehmigung 
(Deutscher Bundestag 2024). 

123   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
124   Interview mit Bewährungshelfenden am 29.4.2024.

fahrungswerte gibt: „Wir wissen z. B. nicht, wie die Szene 
[hier] mit den Frauen umgeht, wird sie abgelehnt, wird sie 
gehypt, weil sie in Syrien, weil sie in Haft war (…) und wie 
gelingt es den Frauen das, was wir in der Haft erarbeiten 
konnten, aufrechtzuerhalten.“120 Dies gelte vor allem, so-
bald umfangreiche Sicherheitsmaßnahmen und Auflagen 
wegfallen. Ein Interviewpartner berichtete, dass nach dem 
Ende der Führungsaufsicht – normalerweise nach fünf Jah-
ren – von einer auf die andere Woche sowohl die Auflagen 
als auch die Unterstützung durch die Bewährungshilfe 
komplett wegfalle, weshalb anschließend die Ausstiegsbe-
ratung ein wichtiger Ansprechpartner sei, der langfristiger 
begleiten könne.121 

Zusätzlich gebe es für extremistische Straftäter_innen 
bzw. Rückkehrende, die nicht die deutsche Staatsbürger-
schaft besitzen, besondere Hürden, wie beispielsweise Er-
halt eines Aufenthaltstitels, Anerkennung ausländischer 
Abschlüsse bzw. Arbeitserlaubnis sowie in einzelnen Fällen 
sprachliche und kulturell bedingte Barrieren.122 

2.4.9	RÜCKFÄLLIGKEIT
In Bezug auf Rückfälligkeit zeigen sich mehrere Akteur_in-
nen vorsichtig optimistisch. Es gebe zwar einzelne Fälle, bei 
denen entlassene Rückkehrende wieder straffällig geworden 
sind, dabei handele es sich aber in der großen Mehrheit um 
Kleinkriminalität.123 Gleichzeitig seien viele Rückkehrende 
noch inhaftiert, stünden noch unter Führungsaufsicht bzw. 
erhielten Unterstützung durch die Bewährungshilfe. Umso 
wichtiger sei eine langfristige Begleitung sowie Unterstüt-
zung durch Ausstiegsberatungen, die Rückkehrende auch 
nach dem Ende dieser Maßnahmen in Krisensituationen 
auffangen könnten. Schließlich sei auch die gesellschaftli-
che Bereitschaft, Rückkehrende wieder aufzunehmen und 
„eine zweite Chance“ zu geben, ein wichtiger Faktor, um 
die berufliche und soziale Reintegration zu stabilisieren 
und somit Rückfälligkeit zu vermeiden.124

2.4.10	GESCHLECHTSBEZOGENE FAKTOREN 
BZW. UNTERSCHIEDE
Grundsätzlich betonen viele interviewte Akteur_innen, wie 
unterschiedlich die einzelnen Fälle seien und somit unter-
schiedliche Betreuung und Angebot benötigten. Jenseits 
dieser Einzelfallbetrachtung betonten einige Akteur_innen 
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jedoch die besonderen Herausforderungen in Bezug auf 
Rückkehrerinnen. Neben den bereits erwähnten Unter-
schieden in Bezug auf Risikobewertung, Rolle von Kindern 
und psychologischen Bedarfen wird dabei vor allem der 
Druck der eigenen Familie bzw. des sozialen Umfelds er-
wähnt. Bei Ausreise seien die Frauen oft noch (sehr) jung 
gewesen, hatten meistens noch bei ihren Eltern gewohnt 
und konnten vor der Ausreise wenig Arbeits- und allge-
meine Lebenserfahrung sammeln.125 Durch die Ausreise 
und das Leben beim IS hätten sie sich dann oft direkt in 
die „volle Abhängigkeit zu einem Mann“ begeben und dort 
als Hausfrau und Mutter einen Großteil ihrer jungen Er-
wachsenenjahre in einer Extremsituation verbracht. Für 
Rückkehrerinnen bedeute ein solcher Lebenslauf, dass sie 
allein von verwaltungstechnischen Anforderungen wie z. B. 
Behördengängen oder Kontoeröffnungen sowie denen ei-
ner sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung sehr 
schnell überfordert seien. Auf der anderen Seite berichten 
Vertreter_innen einer Rückkehrkoordination, dass Schwie-
rigkeiten bei der Wohnungs- bzw. Arbeitssuche nach der 
Haftentlassung mehr Männer als Frauen beträfen.126 Ins-
gesamt bestätigt die Auswertung der Interviews bisherige 
Forschungserkenntnisse, nach denen es (wie auch im Be-
reich Rechtsextremismus) „nach wie vor wenig explizit 
genderreflektiert ausgerichtete Distanzierungs- und Dera-
dikalisierungsangebote oder solche, die vor allem mit 
Frauen arbeiten“, gibt (Baron et al. 2023: 332).

2.5	FAZIT UND  
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Das Erstarken des IS und die in diesem Kontext erfolgte 
Ausreise von mindestens 1.150 Männern, Frauen und Min-
derjährigen aus Deutschland Richtung Syrien und Irak, vor 
allem um sich terroristischen Organisationen wie dem IS 
anzuschließen, hatte nachhaltige Auswirkungen auf die 
Strafverfolgung, Rehabilitierung und Reintegration von 
extremistischen Straftäter_innen in Deutschland. Die hohe 
Zahl von Ausreisenden, Rückkehrenden und von Deutsch-
land aus agierenden Unterstützenden führte zu einem An-
stieg an verurteilten Straftäter_innen im Phänomenbereich 
islamistischer Extremismus bzw. Terrorismus. Als Reak-
tion kam es vor allem in den vergangenen zehn Jahren auf 
Bundes- und Landesebene zu umfassenden Anpassungen, 
u. a. Konzepten und Regelungen zum Umgang mit Extre-
mismus, Aus- und Fortbildung von Fachkräften, verstärk-
ter Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen und be-
hördlichen Ausstiegsberatungen sowie der Einrichtung von 
neuen Stellen wie den Rückkehrkoordinator_innen. Der 
relativ hohe Anteil an Frauen und Mädchen unter den 
Ausreisenden und Rückkehrenden sowie die individuellen 
und komplexen Fallkonstellationen sind zusätzliche He
rausforderungen. Mittlerweile hat sich im Umgang mit 

125   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024 sowie mit Kai Abraham, Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin, 
 am 26.3.2024.

126   Schriftliche Auskunft einer Rückkehrkoordination am 26.4.2024.

Rückkehrenden sowie extremistischen Straftäter_innen 
generell ein Netzwerk von behördlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteur_innen entwickelt, das vor, während 
und nach einer Inhaftierung die Rehabilitierung sowie 
Distanzierung bzw. Deradikalisierung von Rückkehrenden 
unterstützt. Vor allem behördliche und zivilgesellschaft-
liche Ausstiegsberatungen können sich dabei ergänzen und 
bilden eine „Stärke des deutschen Modells“ (Neitzert/Rö-
ing 2023: 48). Gleichzeitig stellen die Profile und Erfah-
rungen von Rückkehrenden die involvierten Akteur_innen 
vor besondere Herausforderungen, u. a. aufgrund militäri-
scher Ausbildung und Beteiligung an Kampfhandlungen 
(vor allem Männer), Erfahrung im Umgang mit Kriegswaf-
fen und Selbstmordgürteln (auch Frauen), psychische so-
wie physische Belastungen u. a. durch den teilweise lang-
jährigen Aufenthalt in einem Kriegsgebiet sowie gleichzei-
tige Rückkehr von Kindern, die (zumindest teilweise) nach 
IS-Ideologie sozialisiert wurden.

Da die Ausreise- und Rückkehrwelle mittlerweile deut-
lich abgeflacht ist und viele Haftstrafen sowie Bewäh-
rungshilfe bzw. Führungsaufsichten in den kommenden 
Monaten und Jahren auslaufen, beschäftigt sich diese Pub-
likation mit bisherigen Erkenntnissen in Bezug auf die Re-
habilitierung von Rückkehrenden. Dafür wurden 22 Inter-
views mit unterschiedlichen behördlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteur_innen innerhalb und außerhalb des 
Justizvollzugs in Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen geführt und bisheri-
ge Forschungsliteratur ausgewertet.

Zu den zentralen Herausforderungen im Umgang mit 
Rückkehrenden, die sich aus der Auswertung der geführten 
Interviews ergeben, zählen: 

	ȣ die Bewertung und der Umgang mit Sicherheitsrisiken; 

	ȣ vorgetäuschte Mitarbeit; 

	ȣ Probleme der psychischen Gesundheit (z. B. Verarbei-
tung von Traumata); 

	ȣ Schwierigkeiten bei der Tatverarbeitung; 

	ȣ die Rolle von bzw. der Umgang mit Kindern von Rück-
kehrenden; 

	ȣ ein Übergangsmanagement sowie Bewährungshilfe mit 
einer Vielzahl an verschiedenen Akteur_innen; 

	ȣ gegenseitiges Misstrauen (vor allem von Rückkehren-
den und Vertreter_innen von Justiz und Sicherheitsbe-
hörden); 

	ȣ (erlebte) Stigmatisierung als „Terrorist“ bzw. „Terroris-
tin“ und „IS-Rückkehrer“ bzw. „-Rückkehrerin“. 
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Zwar wurde bisher nur von einzelnen Fällen von Rückfäl-
ligkeit unter Rückkehrenden berichtet, gleichzeitig beto-
nen Interviewpartner_innen, dass sich der Erfolg einer so-
zialen Reintegration nach Haftentlassung erst langfristig 
einschätzen lässt und vor allem in Bezug auf Rückkehre-
rinnen noch wenig Erfahrungswerte bestehen. Während 
Konzepte und Ansätze der Rehabilitierung nicht zwischen 
Männern und Frauen unterscheiden, zeigen sich wichtige 
geschlechtsbezogene Unterschiede. Dazu gehört fehlende 
Erfahrung bei der Bewertung und im Umgang mit von 
Rückkehrerinnen ausgehenden Risiken, Schwierigkeiten bei 
der Tatverarbeitung von Rückkehrerinnen, die sich auf ihre 
Rolle als Hausfrau und Mutter beim IS berufen, Aufarbei-
tung von Traumata, u. a. durch sexualisierte Gewalt (teil-
weise auch bereits vor der Ausreise erlebt) sowie die Gestal-
tung des Kontakts zu Kindern während und nach der Haft 
bzw. die Rolle als alleinerziehende Mutter von mehreren 
Kindern. Grundsätzlich bestätigt diese Analyse damit be-
stehende Studien, nach denen diese Akteur_innen „ihrer 
Aufgabe professionell gewachsen sind, aber vor einigen 
strukturellen Herausforderungen stehen“ (Röing 2021: 2). 
Schließlich scheint es – vor allem im Umgang mit Rück-
kehrenden – weiterhin eine „Dominanz der Sicherheits-
orientierung und der Sanktionsperspektive“ zu geben, wo-
durch die Rehabilitierungsarbeit in und nach der Haft er-
schwert ist (Matt/Lisitzki 2021: 24). Wünschenswert wäre 
stattdessen ein stärkerer Fokus auf die soziale Reintegra-
tion. Folgende Handlungsempfehlungen wurden basierend 
auf diesen Erkenntnissen sowie existierenden Forschungs-
ergebnissen formuliert.
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HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

1.	 Ressortübergreifende Zusammenarbeit und Informa-
tionsaustausch weiter ausbauen und gesetzlich re-
geln: Generell hat sich im Umgang mit extremistischen 
Straftäter_innen, insbesondere Rückkehrenden, durch 
die Komplexität der Herausforderungen und die große 
Anzahl der involvierten Akteur_innen ein ressortüber-
greifender bzw. Multi-Akteurs-Ansatz (auch als Multi-
Agency-Ansatz bezeichnet) bewährt. Akteur_innen 
sollten frühzeitig ihre Rollen, Zuständigkeitsbereiche 
sowie die Aufteilung der Verantwortlichkeiten gemein-
sam definieren und schriftlich festlegen, welche Ak-
teur_innen wie und wann zusammenarbeiten (Pelzer/
Moeller 2020: 14). Dabei können gesetzliche Regelun-
gen helfen. Während es beispielsweise in Niedersachsen 
bereits konkrete gesetzliche Regelungen für die Zusam-
menarbeit zwischen Innen- und Justizressort gibt, soll-
ten Gesetzgeber auch in anderen Bundesländern ent-
sprechende gesetzliche Regelungen schaffen. In Bezug 
auf das konkrete Format hat sich nach Ansicht mehre-
rer Akteur_innen das Konzept der Fallkonferenzen für 
den Austausch bewährt. Darüber hinaus können auch 
kleinere Runden mit „personaler Kontinuität und kla-
ren Rollen“ sowie bilaterale Formate, beispielsweise 
zwischen Beratungsstellen und Sicherheitsbehörden, 
hilfreich für den Informationsaustausch sein (Pelzer/
Moeller 2020: 23). Gleichzeitig bleibt ein datenschutz-
konformer Informationsaustausch eine Herausforde-
rung. Obwohl die Bundesländer in der Regel über Da-
tenschutzgesetze, z. B. für den Justizvollzug, verfügen, 
scheint es „für viele Szenarien keine Eindeutigkeit“ zu 
geben, sodass der Informationsaustausch letztlich eine 
Auslegungssache bleibt (Benz 2023: 369). Vor allem aus 
Sicht zivilgesellschaftlicher Akteur_innen behindere 
gerade die Teilnahme von Nachrichtendiensten einen 
vertrauensvollen Austausch. Damit unterschiedliche 
Akteur_innen Informationen teilen können, „ohne ihre 
Dienstgeheimnisse zu verraten“, sollten deshalb auch 
hier die involvierten Ressorts bzw. Gesetzgeber konkre-
te Leitlinien bzw. Regelungen vereinbaren.127 

2.	 Vertrauensaufbau zwischen unterschiedlichen Ak-
teur_innen fördern: In manchen Bereichen existieren 
aus Sicht einiger Interviewpartner_innen zwar bereits 
ausreichend Regelungen, deren Umsetzung hänge je-
doch sehr von der persönlichen Ausgestaltung ab.128 
Aus diesem Grund brauche es Formate für ein persön-
liches, fallunabhängiges, gegenseitiges Kennenlernen, 
um Vertrauen aufzubauen, sowie regelmäßigen Kon-

127   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
128   Interview mit Bewährungshelfenden am 29.4.2024.
129   Interview mit Bewährungshelfenden am 29.4.2024.
130   Borchert, Bill (Leiter der Jugendstrafanstalt Berlin), Äußerungen auf der (online) Podiumsdiskussion „Haftnotizen der Zivilgesellschaft: 

Einblicke in Angebote der Demokratieförderung und Extremismusprävention im Justizvollzug“, AG Strafvollzug und Bewährungshilfe, 
7.3.2024.

131   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.

takt, um dauerhaft Abstimmungsprobleme zu vermei-
den (Neitzert et al. 2021; Röing 2021). Formate, die von 
den Teilnehmenden in der Vergangenheit bereits als 
sinnvoll und hilfreich u. a. für den Vertrauensaufbau 
und Austausch zwischen Behörde und Zivilgesellschaft 
bewertet wurden, wie das International Forum for Ex-
pert Exchange on Countering Islamist Extremism (In-
FoEx) bei der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige 
Politik (DGAP) in Zusammenarbeit mit dem BAMF 
(2018–2021), sollten entsprechend weiterentwickelt 
und z. B. über Bundesprogramme gefördert werden 
(Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik o. J.). 
Grundsätzlich habe sich außerdem gezeigt, dass Mit-
arbeitende zivilgesellschaftlicher Akteur_innen die 
Strukturen und Anforderungen der Arbeit in einer Be-
hörde nicht immer nachvollziehen konnten. Deswegen 
sollten beispielsweise Justizvollzugsanstalten, Bewäh-
rungshilfe oder Jugendamt Hospitationen anbieten, um 
gegenseitiges Verständnis für jeweilige Abläufe zu ge-
nerieren.129 Da der Aufbau von Vertrauen zwischen 
JVAs und externen Ausstiegsberatungen ein „zeitauf-
wändiger Prozess“ (Pelzer/Moeller 2020: 14) ist, haben 
sich Rollen wie die der Präventionsbeauftragten be-
währt, die eine „Brückenfunktion“ in der Kommunika-
tion erfüllen können (Neitzert et al. 2021: 24). Dadurch 
kann u. a. Skepsis aufseiten der stationären Sozialdiens-
te sowie der Sicherheitsabteilungen abgebaut werden. 
Die Ausstiegsberatung sollte dabei als sinnvolle Ergän-
zung im Umgang mit extremistischen Straftäter_innen 
verstanden werden, ohne die Kompetenz von JVA-Mit-
arbeitenden infrage zu stellen.130 Tatsächlich wünschen 
sich beide Seiten mehr Austausch, vonseiten der Justiz 
mehr Informationen zu den Methoden der Ausstiegs-
arbeit, vonseiten der Beratungsstellen mehr Informatio-
nen zu Sicherheitsmaßnahmen und Fallentscheidungen 
(Pelzer/Moeller 2020: 15). Durch solche Maßnahmen 
könnte beispielsweise der Zugang von Ausstiegsbera-
tungen während der Untersuchungshaft erleichtert wer-
den. Auch beim bilateralen Austausch zwischen Sicher-
heitsbehörden und zivilgesellschaftlichen Trägern ha-
ben sich feste Ansprechpartner_innen auf beiden Seiten 
bewährt (Pelzer/Moeller 2020: 30). Darüber hinaus ist 
eine klare Empfehlung, „dass Polizeibehörden den An-
lass ihrer Maßnahmen den Klient*innen selbst gegen-
über besser kommunizieren“ (Pelzer/Moeller 2020: 31). 
Beispielsweise hat sich ein trilateraler Austausch zwi-
schen Beratungsstelle, Polizei und Klient_in bewährt, 
bei der die Polizei erklären konnte, warum und wie 
konkrete Maßnahmen wie Hausdurchsuchungen durch-
geführt werden, und gleichzeitig ein persönlicher Kon-
takt hergestellt wurde.131 Schließlich sollten auch Ak-
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teur_innen wie Jugendämter sensibilisiert werden, z. B. 
durch entsprechende Fortbildungen durch Ausstiegsbe-
ratungen, beispielsweise damit sie sich Rückkehrenden 
gezielt als Unterstützung vorstellen könnten und nicht 
(ungewollt) Vorurteile („Die sind nur dazu da, mir die 
Kinder wegzunehmen“) bestätigten.132

3.	 Langfristige Finanzierung von zivilgesellschaftlichen 
Akteur_innen sichern: Der Aufbau einer vertrauens-
vollen Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen 
Akteur_innen aus Behörden und Zivilgesellschaft be-
darf u. a. der Planungssicherheit und größtmöglicher 
Personalkontinuität bei zivilgesellschaftlichen Aus-
stiegsberatungen. Darüber hinaus sind die soziale Re-
integration von Rückkehrenden, vor allem nach Haft-
entlassung, sowie eine Abwendung von einer gewalt-
orientierten extremistischen Ideologie erfahrungsge-
mäß individuelle, langfristige und nichtlineare 
Prozesse. Akteur_innen wie Bewährungshilfe und Ju-
gendamt können oft keine langfristige Unterstützung 
über ihr Mandat bzw. einen konkreten Bedarf hinaus 
leisten, deshalb sind in vielen Fällen Ausstiegsberaten-
de auch nach Jahren noch wichtige Bezugspersonen. 
Gerade vor dem Aspekt möglicher Rückfälligkeit, die 
beispielsweise durch eine Krisensituation ausgelöst 
werden kann, sollte deshalb die Sicherstellung von 
langfristiger Unterstützung ein politisches Hauptanlie-
gen sein. Die Förderung der zivilgesellschaftlichen Aus-
stiegsarbeit sollte deshalb u. a. langfristige, professio-
nelle Beratung mit personeller Kontinuität ermögli-
chen, beispielsweise durch mehrjährige Projektlaufzei-
ten. Dies gilt insbesondere für bestehende und 
etablierte Akteur_innen, die bereits evaluiert wurden.

4.	 Ressortübergreifende Zusammenarbeit beim Über-
gangsmanagement stärken und Bewährungshilfe 
mit einem Resozialisierungsplan konzeptualisieren: 
Vor allem in den Monaten vor und nach der Entlassung 
sollten sich die beteiligten Akteur_innen – insbesonde-
re Justiz, Bewährungshilfe, Ausstiegsberatungen und 
Sicherheitsbehörden – eng abstimmen (Pelzer/Moeller 
2020: 28). Auch die routinierte Weitergabe von in Haft 
erhobenen Daten, beispielsweise Gutachten und Ergeb-
nisse von Risikobewertungen zu den einzelnen Fällen 
an die Bewährungshilfe, sollte nach Ansicht einiger 
Vertreter_innen der Bewährungshilfe intensiviert wer-
den, um zu verhindern, dass „Arbeit doppelt und drei-
fach gemacht“ wird.133 Dazu gehört auch, dass Klarheit 
über die involvierten Akteur_innen besteht, z. B. sollte 
die Beratungsgebende der Ausstiegsberatung vorab in-
formiert werden bzw. sich informieren, wer jeweils der 
bzw. die zuständige Bewährungshelfer_in ist. Gleichzei-

132   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
133   Interview mit Bewährungshelfenden am 29.4.2024.
134   Expertininterview am 22.1.2024.
135   Interview mit einem Bewährungshelfer in Niedersachsen am 7.2.2024.
136   Siehe z. B. Interview mit einem JVA-Angestellten am 25.9.2023.

tig sollte es für die Bewährungshilfe eine Übersicht über 
jeweilige relevante Akteur_innen – wie beispielsweise 
Staatsschutz und Ausstiegsberatungen – geben (Neitzert 
et al. 2021). Da Ausstiegsberatungen entlassene Rück-
kehrende intensiver und langfristiger betreuen können 
als die Bewährungshilfe, ist eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit zwischen diesen beiden Akteur_innen von 
großer Bedeutung.134 Darüber hinaus sollte in Vorberei-
tung auf die Haftentlassung auch in Bezug auf andere 
freie Träger eine Übergabe erfolgen, sodass nicht nur 
während, sondern auch nach der Haft z. B. zu den The-
men Arbeitsplatzsuche, Suchtproblematik oder Fami-
lienhilfe kontinuierliche Unterstützung über die Be-
währungshilfe hinaus gewährleistet werden kann. Ab-
gesehen von der Abstimmung zwischen einzelnen Ak-
teur_innen sollte auch das derzeitige Konzept von 
Übergangsmanagement und Bewährungshilfe überdacht 
werden. Vor allem nach langen Freiheitsstrafen sollte 
die Möglichkeit von Lockerungen vor Haftentlassungen 
mehr ausgeschöpft werden, um beispielsweise durch 
(begleitete) Aus- oder Freigänge vor allem die Woh-
nungs- und Arbeitssuche zu erleichtern (Pelzer/Moeller 
2020: 19). Nach der Entlassung könnten vor dem Hin-
tergrund, dass gegebenenfalls erforderliche Sicherheits-
maßnahmen die soziale Reintegration in vielen Fällen 
erschwert, in einem Resozialisierungsplan individuelle 
Ziele vereinbart werden, „bei deren Erreichen Überwa-
chungsmaßnahmen spürbar deeskaliert werden“ 
(Pelzer/Moeller 2020: 27). Andernfalls sorgt das Aus-
bleiben von positiven Entwicklungen bei gleichzeitiger 
Mitarbeit für Unverständnis und Frustration, die der 
sozialen Reintegration im Weg steht. Zudem könne es 
hilfreich sein – beispielsweise um vorgetäuschte Mit-
arbeit zu identifizieren –, dass in Fallkonferenzen bzw. 
gemeinsamen Runden nicht nur ein gemeinsames Lage-
bild geschaffen wird, sondern dass beispielsweise nach 
Halbzeit der Bewährungshilfe eine Bilanz gezogen wird 
und entsprechend Ziele angepasst werden. Auch lang-
fristig sollten Konzepte für die Zeit nach dem Ende von 
Bewährungshilfe und Führungsaufsicht entwickelt wer-
den, um einer Zielgruppe mit besonderen Herausforde-
rungen weitere Unterstützung anbieten zu können.135

5.	 Aus- und Fortbildungen zum Thema Extremismus 
fördern: Trotz einer Zunahme an Aufklärungsangebo-
ten in Bezug auf (islamistischen) Extremismus scheinen 
nach Ansicht einiger Interviewpartner_innen weiterhin 
z. B. JVA-Mitarbeitende teilweise Schwierigkeiten zu 
haben, zwischen verfassungsrechtlich geschützter Reli-
gionsausübung und Extremismus zu unterscheiden, 
und unterschätzten beispielsweise Religion als grund-
sätzlichen Schutzfaktor.136 Auch gibt es bisher zu wenig 
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Angebote zu speziellen Fragestellungen wie dem Um-
gang mit Rückkehrenden. Bisherige Angebote der Fort-
bildung und Multiplikatorenausbildungen für den Jus-
tizvollzug bzw. die Bewährungshilfe könnten zwar den 
tatsächlichen Bedarf nicht decken, gleichzeitig bedeutet 
jede zusätzliche Fortbildung eine weitere zeitliche In-
vestition für Mitarbeitende, die dafür vom Dienst frei-
gestellt werden müssen. Deswegen sollte Grundlagen-
wissen zum Phänomenbereich islamistischer Extremis-
mus bzw. Terrorismus ergänzt werden mit praxisorien-
tierten Empfehlungen zum Umgang mit extremistischen 
Straftäter_innen sowie kontinuierlicher Weiterbildung 
zu neuen Entwicklungen, z. B. Radikalisierung in den 
sozialen Medien (Neitzert et al. 2021). Darüber hinaus 
können für einzelne Mitarbeitende, die z. B. mit Rück-
kehrenden arbeiten, Onlinefortbildungen eine flexible 
Alternative mit weniger Zeitaufwand darstellen. Im Rah-
men des EU-Projektes EUTEx gibt es beispielsweise ein 
Fortbildungsangebot zum Thema nachhaltigere Wieder-
eingliederung u. a. von Rückkehrenden, das sich an Mit-
arbeitende in der JVA (vor allem psychologischer Dienst 
sowie Sozialarbeitende), in der Bewährungshilfe, aber 
auch zivilgesellschaftliche Akteur_innen im Bereich 
Straffälligkeit richtet (EUTEx 2022).137 Schließlich spra-
chen sich mehrere Akteur_innen dafür aus, dass Aus- 
und Fortbildung auf weitere Phänomenbereiche, z. B. 
Rechtsextremismus, erweitert werden sollten. 

6.	 Expertise zu psychischer Gesundheit in der Rehabili-
tierungs- sowie Ausstiegsarbeit stärken: Angesichts 
des erhöhten Bedarfs bei Rückkehrenden in Bezug auf 
psychische Gesundheit sollte die Justiz niedrigschwelli-
ge Angebote entsprechender Ansätze und Fachkräfte – 
vor allem in Bezug auf Traumata – stärken. Gleiches 
gilt für Beratungsstellen, die grundlegende Expertise zu 
psychischer Gesundheit in ihre Arbeit integrieren bzw. 
über entsprechende Netzwerke schnell auf psychothera-
peutische Expertise zugreifen können sollten (Röing 
2021: 5). In beiden Fällen müssen dafür Förderstruktu-
ren geschaffen werden.

7.	 Rolle von Gender in Radikalisierungs- sowie Rehabi-
litierungs- und Distanzierungsprozessen stärker be-
rücksichtigen: Aus Sicht mehrerer Interviewpartner_
innen würden Bedarfe von Rückkehrerinnen bzw. 
Rückkehrern bereits sehr individuell adressiert, bei-
spielsweise sei Gender eines von mehreren Themen, die 
in der Ausstiegsberatung eine Rolle spielten (Koller 

137   EUTEx ist ein EU-finanziertes Forschungsprojekt, das einen europäischen Rahmen für eine bessere Wiedereingliederung von extremis-
tischen und terroristischen Straftäter_innen entwickelt (siehe EUTEx 2022: EUTEx Training, https://www.eutex.eu/training-and-tool – 
26.6.2024).

138   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
139   Es gibt bereits Bemühungen, VERA-2R geschlechtsspezifischer zu gestalten (siehe A Custodial Institutions Agency o. J.: Improvements: 

The VERA-2R: Additional Indicators and Other Improvements, Niederländisches Ministerium für Justiz und Sicherheit, https://www.vera-2r.
nl/development/improvements – 26.6.2024).

140   Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.
141   Siehe Grenzgänger o. J.: Grenzgänger ProKids, IFAK e.V., https://www.grenzgaenger.nrw/grenzgaenger-prokids/ (26.6.2024). 
142   Siehe z. B. Interview mit Rückkehrkoordination am 2.4.2024.

2024b: 80). Gleichzeitig fehle vielen Akteur_innen wei-
terhin sowohl Grundlagenwissen zur Rolle von Gender 
in Radikalisierungs- sowie Rehabilitierungsprozessen 
als auch zu praktischen Konsequenzen dieser Erkennt-
nisse.138 Deshalb bedarf es der Entwicklung und Um-
setzung von entsprechenden Aus- bzw. Fortbildungsan-
geboten für involvierte Akteur_innen in der Justiz, Be-
währungshilfe, Sicherheitsbehörden, Ausstiegsberatun-
gen und Jugendämtern, die das Verständnis von 
gendersensibler Praxis, eigenen Stereotypen und Gen-
dermainstreaming fördern. Gleiches gilt für die Weiter-
entwicklung von Risikobewertungsinstrumenten.139

8.	 Langfristige Unterstützung von Kindern von Rück-
kehrenden sowie betroffenen Familien sicherstellen: 
Erwachsene Rückkehrende, zurückgekehrte Minderjäh-
rige und deren Angehörige werden zwar in den ersten 
Monaten nach Rückkehr vom Jugendamt unterstützt, 
diese könnten jedoch Fälle nicht langfristig betreuen.140 
Beratungsstellen sollten die Betreuung der Kinder von 
Rückkehrenden langfristig gewährleisten können, ge-
gebenenfalls mit spezialisierten Projekten wie Grenz-
gänger ProKids in Nordrhein-Westfalen.141 

9.	 Evaluierung der Ansätze im Umgang mit Rückkeh-
renden: Um eine evidenzbasierte Politikgestaltung zu 
gewährleisten, sollten grundsätzlich alle Angebote bzw. 
Ansätze im Umgang mit Rückkehrenden – Rückkehr-
koordination, Rehabilitierung, Distanzierung, Risiko-
bewertung etc. – Monitorings- und Evaluierungskom-
ponenten integrieren. Dafür müssen über Landes- und 
Bundesprogramme auch entsprechende finanzielle Res-
sourcen bereitgestellt werden. Ein solcher Ansatz un-
terstützt die sachliche Identifizierung von bewährten 
Praktiken und Herausforderungen und hilft bei der 
Weiterentwicklung im Umgang mit besonders heraus-
fordernden Zielgruppen.

10.	Außenkommunikation deutscher Ansätze stärken: 
Obwohl es großes Interesse an deutschen Ansätzen und 
Erfahrungen im Umgang mit Rückkehrenden gibt und 
nach Ansicht einer Interviewpartnerin Deutschland 
„im internationalen Vergleich […] so fortschrittlich“ 
ist, ist die offizielle Kommunikation dazu bisher eher 
zurückhaltend.142 Nicht nur die internationale Öffent-
lichkeitsarbeit auch die Außenkommunikation nationa-
ler Akteur_innen sollte deshalb gestärkt werden. Bei-
spielsweise findet sich in den Evaluierungen von Aus-

https://www.eutex.eu/training-and-tool
https://www.vera-2r.nl/development/improvements
https://www.vera-2r.nl/development/improvements
https://www.grenzgaenger.nrw/grenzgaenger-prokids/
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stiegsberatungen immer wieder die konkrete Empfeh-
lung, ihre Öffentlichkeitsarbeit auszubauen (siehe z. B. 
Reul 2023). Gleiches gelte auch für behördliche Ak-
teur_innen wie die Bewährungshilfe, die sowohl Erfol-
ge wie auch Herausforderungen kommunizieren sollte, 
um mehr Verständnis für ihre Arbeit in der breiteren 
Gesellschaft zu generieren. Da (erlebte) Stigmatisie-
rung und Diskriminierungserfahrungen bei entlasse-
nen extremistischen Straftäter_innen und insbesondere 
Rückkehrenden als besondere Herausforderung wahr-
genommen wird, sollte auch das Bewusstsein für die 
Bedeutung von Rehabilitierungsmaßnahmen in Ge-
meinschaften, Gemeinden und lokalen Behörden durch 
gezielte Kommunikationsmaßnahmen gefördert wer-
den, beispielsweise durch Angebote der Bundeszentrale 
für politische Bildung. Um soziale Reintegration zu för-
dern, gilt es gleichzeitig, „den verstärkten Eindruck zu 
vermeiden, dass gewaltbereite extremistische StraftäterIn-
nen bevorzugt behandelt werden“ (Ravagnani 2021: 17).

11.	Förderung von Forschung zur Rolle von Gender bei 
Radikalisierungs- und Ausstiegsprozessen, Rehabili-
tierung im Strafvollzug sowie zum Übergangsma-
nagement und Bewährungshilfe bei extremistischen 
Straftäter_innen. Zum einen sollten sich mehr For-
schungsarbeiten mit der Rolle von Gender beispielswei-
se auf Unterschiede bzw. Gemeinsamkeiten zwischen 
verschiedenen Phänomenbereichen beschäftigen sowie 
große Datensätzen erstellen bzw. auswerten, um belast-
barere Erkenntnisse generieren zu können (Mehra et al. 
2024c: 173). Vor allem scheint es noch Forschungslü-
cken beim Zusammenhang von Psychopathie, Trauma 
(insbesondere PTSD und sexualisierte Gewalt) und Ra-
dikalisierung bzw. Rückfallrisiko von extremistischen 
Straftäterinnen zu geben. Auch die Rolle von Gender im 
Strafjustizwesen ist noch nicht ausreichend erforscht, 
beispielsweise inwiefern, wie oft von Forscher_innnen 
und Praktiker_innen gefordert, gendersensible Ansätze 
in die Praxis integriert werden können. Dazu gehört 
auch die wissenschaftliche Überprüfung der bisherigen 
Erkenntnisse, dass sich viele extremistische Straftäte-
rinnen in Haft unauffällig verhalten und positive Ent-
wicklungen in Bezug auf ihre Distanzierung zeigen. Um 
dies zu ermöglichen, sollten nationale Behörden und 
internationale Organisationen den Zugang zu ge-
schlechtsspezifischen Daten (beispielsweise Gerichts-
entscheidungen und nationale Datenbanken) für For-
scher_innen verbessern. Schließlich scheint es noch 
nicht ausreichend empirische Untersuchungen zum 
Thema Führungsaufsicht und Bewährungshilfe im Um-
gang mit Straftäter_innen aus dem Phänomenbereich 
islamistischer Extremismus zu geben. Vor allem auf-
grund der politischen Aufmerksamkeit beim Thema 
Rückfälligkeit könnte beispielsweise das BMJ eine ent-
sprechende Forschungsförderung bereitstellen, die bis-
herige Daten auswertet bzw. neue Daten über einen 

143   Siehe z. B. eine Studie zur Rückfälligkeit unter belgischen für terroristische Straftaten verurteilten Straftäter_innen bei Renard (2020). 

längeren Zeitraum erhebt und (auch im internationalen 
Vergleich) auswertet.143

12.	Rückholung deutscher Staatsbürger_innen aus Nord-
ostsyrien: Zwar war die ungeklärte Frage der in kur-
disch verwalteten Lagern und Gefängnissen verbleiben-
den deutschen Männer, Frauen und Minderjährigen 
kein expliziter Bestandteil der für diese Publikation ge-
führten Interviews. Trotzdem sei als letzte Empfehlung 
darauf hingewiesen, dass unter den in der Rehabilitie-
rung von Rückkehrenden arbeitenden Akteur_innen 
viele die Notwendigkeit von Rückführungen sehen. So 
betonten bspw. die für eine andere Studie interviewten 
Akteur_innen alle die Wichtigkeit einer Rückholung 
deutscher Staatsbürger_innen (Röing 2021: 36). Zum 
einen ermögliche aus sicherheitspolitischer Perspektive 
nur eine Rückholung deren adäquate Risikobewertung 
sowie -management, außerdem verschlechtere sich ihr 
psychischer und physischer Gesundheitszustand zu-
nehmend und erschwere eine Rehabilitierung und Dis-
tanzierung.
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Das Erstarken des sogenannten Islamischen Staats (IS) hat seit 2011 zur Ausreise mehrerer Zehn-
tausend Personen Richtung Syrien und Irak geführt, darunter mindestens 1.150 Personen aus 
Deutschland. Mittlerweile sind mehr als 40 Prozent der Ausgereisten nach Deutschland zurück-
gekehrt. In der Folge kam es auch zu einem Anstieg der Zahl verurteilter Straftäter_innen im 
Phänomenbereich islamistischer Terrorismus. 

Die vorliegende Studie analysiert die Erfahrungen und Einsichten, die mit der Rehabilitierung von 
Rückkehrenden aus Syrien und dem Irak innerhalb und außerhalb des Strafvollzugs in Deutsch-
land gesammelt wurden. Sie untersucht Unterschiede in Bezug auf die Rehabilitierung von 
männlichen und weiblichen Rückkehrenden, arbeitet Herausforderungen und bewährte Prakti-
ken heraus und leitet daraus Handlungsempfehlungen für den zukünftigen Umgang mit Rück-
kehrenden bzw. extremistischen Straftäter_innen ab. 

Die Autorin identifiziert unter anderem Herausforderungen hinsichtlich der Bewertung und des 
Umgangs mit Sicherheitsrisiken, der psychischen Gesundheit (z. B. Verarbeitung von Traumata), 
des Umgangs mit Kindern von Rückkehrenden sowie des Misstrauens zwischen Rückkehrenden 
und Vertreter_innen von Justiz und Sicherheitsbehörden. Die Handlungsempfehlungen zielen 
daher auf eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen staatlichen wie nicht-
staatlichen beteiligten Akteur_innen, legen einen Fokus auf Vertrauensaufbau, sehen aber auch 
Bedarf für eine langfristige Finanzierung der Arbeit zivilgesellschaftlicher Akteur_innen. Zudem 
werden weitere Forschungsbedarfe sowohl mit Blick auf die Evaluation der verfolgten Ansätze 
wie auch die Rolle von Gender in Radikalisierungs- sowie Rehabilitierungs- und Distanzierungs-
prozessen benannt.

 
ISBN: 978-3-98628-564-7
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